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Klarheit über Baden.
Der badiſche Parteitag billigte den Diſziplinbruch

der KRammerabgeordneten:
138 Stimmen gegen 36!

Am Sonnabend und Sonntag tagte in Offenburg der
Parteitag der badiſchen Sozialdemokratie, der von 172 Dele-
gierten beſucht war. Die Verhandlungen ſind inſofern ſehr be
deutſam, als ſie die Stellung der Partei zur Haltung ihrer
Abgeordneten in der Frage des Diſziplinbruches durch die
Budgetbewilligung ergaben. Da mag gleich feſtgeſtellt ſein,
daß r Budgetbewilligung mit 136 gegen 36 Stimmen gebilligt
wur

Da ſomit erwieſen iſt, daß die badiſchen Budgetbewilliger die
Mehrheit der Parteigenoſſen hinter ſich haben, (Ge
noſſe Geck ſprach freilich von künſtlicher Mache, was beſtritten
wurde), ſo iſt nun wohl alle Hoffnung geſchwunden, daß ſich die
Diſziplinbrecher, die den bewußten Diſziplinbruch klar ein
räumten, in Magdeburg unterwerfen und die Parteibeſchlüſſe
annehmen werden. Und da dieſe badiſchen Abgeordneten dies-
mal mit zäher Konſequenz der Partei gegenüber auf
treten, haben ſie ſich auch gleich durch eine Reſolution ver
pflichten laſſen, ihre Mandate unter keinen Umſtänden nieder
zulegen.

Die Geſamtpartei ſteht alſo vor vollendeten Tatſachen und
hat ſich der badiſchen Minderheit bei Beſtimmung ihrer Be
ſchlüſſe zu fügen oder

Da die Frage der Parteieinheit nunmehr zur ernſteſten Frage
geworden iſt, geben wir den uns telegraphiſch übermittelten
Bericht ausführlich wieder. Um beſonders auch den Ver
teidigern des Diſgziplinbruchs gerecht zu werden, haben wir
gerade an der Rede Kolbs nicht ein Wort geſtrichen. Wir ge
denken morgen in einem Artikel an den Kolbſchen Argumenten
zu zeigen, wie groß und unüberbrückbar die Widerſprüche in der
Kolbſchen Auffaſſung unſeres Kampfes und der der Mehrheit
der Partei geworden ſind. Der Magdeburger Parteitag kommt
um eine klare Entſcheidung nicht mehr herum.

Die Verhandlungen.
Den Vorſitz führt Abg. Dr. Frank. Der Parteivorſtand

hat ſeine Mitglieder Molkenbuhr und Müller geſandt.
Frank: Wir ſcheuen bei Beſprechung eines Parteizwiſtes

die Oeffentlichkeit nicht. Es möge ſich aber jeder in dieſem
Augenblick ſagen, daß ein Wort des Hohns oder gar der Be
leidigung gegen einen anderen Parteigenoſſen morgen in der
gegneriſchen Preſſe als Waffe gegen die geſamte Arbeiter
bewegung ausgenutzt wird. (Beifall.)

Reichstagsabgeordneter Molkenbuhr: Wenn wir mit
poſitiven Forderungen kommen, dann ſtehen wir doch
immer allein und der einen reaktionären Maſſe gegenüber.
Gewiß haben an der Niederwerfung der agrariſchen Herrſchaft
in Deutſchland auch andere Klaſſen ein Jntereſſe. Aber wenn
es gilt, eine von unſeren Forderungen durchzuſetzen, ſind wir
vollkommen allein auf unſere eigene Kraft angewieſen, die
ſo groß ſein muß, daß ſie jeden Widerſtand brechen kann. Ein
großer Wahlkampf ſteht uns bevor. Jn dieſen Kampf muß das
deutſche Proletariat als geſchloſſene, kompakte Maſſe
hineinziehen. (Beifall.)

Maurer- München (als Gaſt): Wir Bahyern ſehen, daß
Jhr Badenſer marſchiert. Jhr marſchiert vielleicht nicht immer
in unbedingt klaſſenbewußtem Paradeſchritt. Aber Jhr
marſchiert. Manchmal macht es ſogar den Eindruck, als ob Jhr
an der Spitze marſchiert. (Beifall.) Jeder Fortſchritt in
Baden bedeutet eine Stärkung des demokratiſchen Gedankens
im Süden und iſt zugleich eine Stütze in dem ſchweren Kampfe,
den unſere preußiſchen Genoſſen führen müſſen. Marſchiert
fleißig weiter, wir Bayern ſind dabei. (Großer Beifall.)

Das Referat über
die Taktik der badiſchen Landtagsfraktion

erſtattete Landtagsabgeordneter Kolb Mannheim. Unſere
Taktik war diktiert von dem Beſtreben, eine Mehrheit aus
Konſervativen und Zentrum zu verhindern. Eine ſolche Mehr
heit würde nicht nur einen gewaltigen Rückſchritt für uns in
Baden bedeuten, ſondern eine ſolche Mehrheit würde neben
einer Zentrumsmehrheit in Bayern und neben einer reak-
tionären Mehrheit in Preußen ihren Einfluß auch auf die
Reichspolitik ausüben. Jch verſtehe nicht, wie einzelne nord
deutſche Parteigenoſſen ſagen können, wir ſeien in Baden unter
die Fuchtel der Nationalliberalen geraten. (Lachen.) Nicht die
Sogialdemokratie, ſondern der Liberalismus iſt zurückgedrängt
worden. (Sehr richtig!)) Der Liberalismus muß die Parole
für uns ausgeben, weil ſonſt die Wähler einfach zu uns
kommen würden. Der Liberalismus kann ſeine hiſtoriſche
Miſſion in Deutſchland nicht mehr erfüllen. Aber er kann noch
einen Teil ſeiner Miſſion erfüllen mit Hilfe der Sozialdemo
kratie, niemals gegen die Sozialdemokratie. Aus dieſem Ge
dankengang heraus müſſen wir die Situation beurteilen.

Wir haben das Budget bewilligt. Wir haben uns gewiſſen
haft geprüft und uns genau überlegt, welche
Folgen es haben würde. Wir haben zunächſt gegen das
Budget ſtimmen wollen, um alles zu vermeiden, was in der
Partei Differenzen erregen könnte, und weil der Miniſter von
Bodman kurz vorher geſagt hatte, Sozialdemokraten

könnten keine Bezirksräte werden. Aber wir ſtanden plötzlich
vor einer völlig veränderten Situation. Darüber, ob
wir richtig und klug gehandelt haben, können wir ein beſſeres
Urteil abgeben als die, die die badiſchen Verhältniſſe nicht
kennen. Wir mußten, daß Miniſter v. Bodman wegen ſeiner
übrigen Haltung der Sozialdemokratie gegenüber von den

msjunkern gehaßt wurde. Wir wußten, daß kein
beſſerer Miniſter nach ihm kommen würde, wenn der Sturz
gelang. Ein Zentrumsjunker hatte geſagt, man dürfe einer
Partei wie der Sozialdemokratie die Gemeinden nicht aus-
liefern. Man wollte die Regierung verantwortlich machen für
das Anſteigen der roten Flut. Der Zentrumsmann von
Stotzingen operierte gegen die Erſte Kammer mit der Revo-
lution von 1789. Darauf ſagte ein Oberbürgermeiſter, daß
Revolutionen nur kämen, weil man dem Volke die Rechte ver
weigert, und Miniſter von Bodman bezeichnete die Sozialdemo-
krate als eine großartige Bewegung zur Befreiung des
erſten Standes. Daß Miniſter von Bodman keine ſozialdemo
kratiſchen Reden halten kann, iſt ſelbſtverſtändlich. Jch glaube
aber, es dauert noch einige Jahre, bis im preußiſchen Abgeord-
netenhaus oder Herrenhaus ein Miniſter eine ſolche Aeußerung
über die Sozialdemokratie tun darf. (Sehr richtigl) Wir
überſchätzen die Rede nicht. Aber wir ſtehen nicht auf dem
Standpunkt einiger norddeutſcher Genoſſen, die ſagen, in Baden
iſt die verkehrte Welt; ſie bewilligen einem Miniſter den Ge-
halt, während wir bisher der Meinung waren, daß der Weizen
der Sozialdemokratie am ſchönſten blüht, wenn man ſie am
infamſten behandelt. Wenn das richtig iſt, dann verſtehe ich
nicht, weshalb unſere preußiſchen Genoſſen gegen das preußiſche
Syſtem überhaupt ankämpfen. (Sehr richtigl) Solche Reden
gzeigen, wo die wirkliche ſchiefe Ebene ift, auf die man kommt,
wenn man nur mit Redensarten operiert. (Sehr richtigl)
Wenn ein Redakteur (der Breslauer Volkswacht), der berufs
mäßig die Lefer aufzuklären hat, ſolche Aeußerungen tut, „je
infamer deſto beſſer“, dann wundere ich mich über die Reſo-
lutionsmacherei in Norddeutſchland nicht mehr. Heiterkeit und
ſehr richtigl) Nun ſagen die Norddeutſchen, der nationallibe-
rale Führer Rebmann habe ſelbſt geſagt, die Nationalliberalen
ſeien von ihrem Programm nicht abgewichen, aber die Sozial
demokraten ſeien entgegengekommen. FJch bin in der badiſchen
Politik ſehr gut bewandert, aber ein nationalliberales Pro
gramm habe ich noch nicht geſehen. (Heiterkeit.) Jch kann
infolgedeſſen nicht ſagen, ob ſie von ihrem Programm abge-
wichen ſind. Aber das weiß ich, daß wir von unſerem
Programm nicht abgewichen ſind. ((Lebh. Beifall.)
Das Zentrum ſagt ja täglich, daß Baden immer ſozialdemokra-
tiſcher wird, und ſelbſt der geiſtliche Rat Wacker hat dieſer Tage
in Freiburg geſagt: Wir ſtehen im öffentlichen Leben ungleich
mehr als wir es müſſen unter dem Bann der Sozialdemokratie.
(Hört, hört!) Das iſt durchaus richtig. Daß die Nationallibe-
ralen in Baden diejenigen ſeien, die die Sozialdemokraten in
ihrem Bann hätten, glaubt in Baden kein Menſch, auch die
Nationalliberalen ſelbſt nicht. Aus Gründen der politiſchen
Klugheit darf ich hier nicht mehr ſagen. Es iſt ja bedauer-
lich genug, daß wir ſchon ſo viel haben ſagen müſſen! (Sehr
richtigl) Unſere preußiſchen Genoſſen würden klüger darin
tun, uns nicht immer zu zwingen, das zu ſagen, was jeder
politiſch kluge Menſch für ſich behält. (Sehr richtigl!) Es iſt
nicht wahr, daß wir unter dem Einfluß der Nationalliberalen
ſtehen. (Zuruf: Umgekehrt!) Hält man uns denn wirklich
außerhalb Badens für ſo elende Trottel, daß wir uns unter die
Fuchtel der Nationalliberalen ſtellen werden? Wenn man aber
das nicht glaubt, dann ſoll man aufhören, uns ſolche Vorwürfe
zu machen. Man ſagt, wir ſeien keine Klaſſenkämpfer mehr,
und man hat uns das Klaſſenbewußtſein abgeſprochen. Da muß
man erſt Pannekoek und Roſa Luxemburg nach Baden ſchicken.
(Heiterkeit.) Unter den Männern, die für das Budget geſtimmt
haben, befinden ſich ſolche, die im Klaſſenkampf ſchon gehungert
haben. Wir müſſen ſolche Vorwürfe auf das entſchiedenſte
zurückweiſen. (Lebh. Beifall.) Wir ſtehen auf dem Stand-
punkt, daß der Beſchluß von Nürnberg unhaltbar iſt. (Sehr
richtig!l) Er muß beſeitigt werden, nicht im Jntereſſe von
uns Badenſern, ſondern im Jntereſſe der Parteieinheit.
(Stürm. Beifall.) Wir wollen, daß die Partei nicht ge-
ſprengt wird. Wer das nicht will, muß für die Beſeiti-
gung dieſes Beſchluſſes eintreten. (Lebh. Beifall.) Was wir
heute in Baden haben, haben wir in zwei Jahren in Württem-
berg oder auch in Bayern. Jeder Bundesſtaat, in dem die
Sozialdemokratie etwas bedeutet, in dem ſie ein Faktor iſt, in
dem ſie etwas zu ſagen hat, wird vor dieſe Frage geſtellt wer
den. (Sehr richtig!)

Iſt es ein Prinzip, das in Nürnberg aufgeſtellt worden iſt?
Wenn es ein Prinzip iſt, dem Klaſſenſtaat die Mittel zu ver
weigern, dann müſſen wir auch jeden einzelnen Etat ablehnen
und auch die Etats in den Gemeinden. (Sehr richtig!) Dann
müſſen wir auch jedes Geſetz ablehnen. Entweder müſſn wir
dem Klaſſenſtaat die Mittel ablehnen, dann aber unter allen
Umſtänden und nicht nur in Baden, ſondern auch in der demo
kratiſchen Schweiz. Dann würde unſere ganze parlamentariſche
Arbeit zu einer elen den lächerlichen Komödie herab-
ſinken. (Sehr richtig Die Wähler, die heute für die Sozial
demokratie ſtimmen, wollen nicht bloß das Endziel der Sozial
demokratie, ſondern wollen jetzt ſchon etwas erreichen. (Sehr
richtig)) Solche Erfolge ſind auch die abſolute Vorausſetzung
für die ſchließliche Erreichung des Endziels. Es gibt nichts
Unmarzyiſtiſcheres als den Standpunkt der Gegner der Budget
kewilligung. Wie kann man mit Marx und ſeiner Auffaſfung
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von der geſchichtlichen Entwicklung den Standpunkt vertreten,
daß wir erſt Erfolge erzielen werden, wenn wir eine Mehrheit
im Parlament haben. Wollte ein gütiges Schickſal, daß ein
Karl Marx heute lebte, er würde mit unſeren Marxiſten ganz
anders verfahrenl (Sehr richtig!) Wir führen den Klaſſen-
kampf in Baden genau ſo wie die Partei ihn in allen Ländern
führt. Aber das Wort „Klaſſenkampf“ darf nicht zu einer
inhaltloſen Phraſe werden. Dem Klaſſenkampf, den
unſere Entwicklung Tag für Tag zeigt, können wir uns gar
nicht entziehen. Aber es gibt für die Führung des Klaſſen
kampfes keine Schablone. Kautsky kann nicht die Methode für
die ganze Welt machen. Es gibt verſchiedene Formen. Wenn
wir in Baden den Klaſſenkampf ſo führen, daß wir durch eine
geſchickte Politik die Gegner zurückdrängen, dann
führen wir auch den Klaſſenkampf, zwar in einer anderen
Form, aber mit Erfolg. Was können wir mehr tun für
Preußen, als daß wir auf dem Boden der Demokratie in Süd-
deutſchland vorwärts marſchieren? (Lebh. Beifall.) Damit
verhelfen wir auch den preußiſchen Genoſſen zu einem beſſeren
Wahlrecht.

Daß wir in Baden einen anderen Klaſſenſtaagt haben
wie in Norddeutſchland, wird niemand beſtreiten. Soll die
Arbeit einer Millionenpartei am Klaſſenſtaat ganz vergeblich
geweſen ſein, dann müßten wir ja verzweifeln. Nein, täglich
ändert der Klaffenſtaat ſeine Phyſiognomie, er hat nicht mehr
die verzerrte Fratze wie vorher. Wir haben Kautsky gefragt,
was geſchehen ſoll, wenn wir in einem Bundesſtaat die Mehr-
heit bekommen. Darauf antwortete er, ja dann kommen eben
tiefgehende Konflikte. Heiterkeit Jch bin der
Meinung, daß die Ausſicht en auf eine Revolution
immer mehr zurückgehen. Mit der Revolution ſteht es
genau ſo wie mit dem Krieg. Die herrſchenden Klaſſen hätten
längſt den Krieg riskiert, wenn ſie die Courage dazu hätten.
Genau dasſelbe iſt auch bei der Revolution der Fall. Die Ar-
beiter haben heute viel mehr zu verlieren als die bloßen
Ketten, an die ſie gebunden ſind. Die Arbeiter haben Ausficht
auf Erfolge, ſie ſehen, daß es aufwärts geht. Deshalb
bin ich der Meinung, daß wir die bisherigen Wege weiter
gehen müſſen. Wir dürfen gar nicht daran denken, auf dem
Wege der Gewalt etwas zu erreichen. Es iſt intereſſant, daß
gerade jetzt Roſa Luxemburg und Kautsky eine Polemik mitein
ander haben. Warum geht der Parteivorſtand nicht ſo weit,
wie Roſa Luxemburg will? Weil er ſich in der Situation be
findet, in der wir uns auch befinden, weil er nicht ſo unverant
wortlich iſt wie Roſa Luxemburg, ſondern weil er die Veranl
wortung trägt für die deutſche Partei. (Lebh. Zuſtimmung.),
Aus demſelben Grunde haben wir Badenſer uns nicht auf den
Weg drängen laſſen, den man uns in Norddeutſchland vor
ſchreiben will. (Stürm. Beifall.)

Man wirft uns Diſziplinbruch vor. Die Tatſache läßt
ſich nicht beſtreiten, aber es gibt Situationen, in denen man
einen Diſziplinbruch begehen darf. Wir hätten einen un
verantwortlichen Schaden für die badiſche Partei heraufbe
ſchworen, wenn wir anders geſtimmt hätten. (Sehr richtigl)
Wirhabeneinen Diſziplinbruchbegangen, jedoch
in der Hoffnung, daß wir in der Partei auf ſoviel Vernunft
rechnen durften, daß ſie ſagte: Wenn wir den Diſziplinbruch
auch nicht billigen, wir verſtehen aber die Hand-
lungsweiſe. Daß man uns politiſche Strefkbrecher nennen
würde, daß man ſo weit gehen würde, uns nicht mehr als
Sozialdemokraten anzuerkennen, daran dachte kein Menſch von
uns. (Sehr richtig!l) Welchen Schaden hatte die Partei davon,
daß wir für das Budget geſtimmt haben? Der Schaden kam
erſt, als man dieſen Krakeel darüber machte. (Sehr
richtigl) Daß jedesmal ſolche Krakeele kommen, iſt kein Zu
fal, er wird nicht der erſte und nicht der letzte ſein. Dieſen
Kampf müſſen wir in der Partei durchkämpfen. Selbſt ange
nommen, die Theorie von dem gewaltſamen Zuſammenbruch
wäre richtig, daß eines ſchönen Tages eine große blutige Aus-
einanderſetzung zwiſchen Proletariat und Kapitalismus ſtatt
findet, daß das Proletariat ſiegreich wäre und die Macht er
greifen könnte, iſt dann aber der Sozialismus verwirklicht
Dann fangen wir dort an, wo die anderen aufgehört haben,
dann müſſen wir auch reformieren. (Sehr richtigl) Wer anders
denkt denkt nicht marzyjiſtiſch.

Wer Augen hat zum Sehen, der ſieht, daß wir ſchon mitten
in der Revolution ſeit vielen Jahren drinſtehen. (Sehr richtig l)
Die Frage geht nicht dahin, ob wir Sozialiſten ſind oder nicht,
ſondern die Frage iſt, auf welche Art wir unſere Grundſätze
auf die praktiſchen Verhältniſſe übertragen Bnnen.
Alle Fragen der Taktik kann man nicht im voraus mit ganz be
ſtimmten Normen löſen. Da gibt es nur allgemeine Regeln,
von denen man ab weichen kann, ſobald es die Verhältniſſe
gebieteriſch fordern. (Sehr richtigl) Bei uns in Baden liegt
die Sache ſo, daß, wenn wir das Budget abgelehnt hätten, nur
einer daran ſeine Freude gehabt hätte, nämlich das Zentrum.
(Lebh. Zuſtimmung.) Das Zentrum hätte wieder im Sattel
geſeſſen und wäre geritten. Und die Regierung hätte ſich auf
das Zentrum ſtützen müſſen. Nicht weil wir glauben, daß diefe
Regierung uns ſo ſehr angenehm iſt, haben wir für das Budget
geſtimmt, ſondern um die Regierung nicht zu zwingen, ſich dem
Zentrum an den Hals zu werfen. (Sehr richtig!) Wir wollten
die Regierung fühlen laſſen, daß ſie von uns abhängig iſt, wir
wollen, daß in Baden überhaupt keine Regierung mehr denkbar
iſt, die nicht weitgehende Rückſicht auf die Soztaldemokratie
nimmt. Aber wenn wir das wollen, dann dürfen wir nicht die
Geſchäfte des Zentrums beſorgen,



Daß wir mit der Hofgängerei die Monarchie als ſtaat
liche Einrichtung anerkannt hätten, iſt Unſinn Wenn die
Sozialdemokratie mit der Monarchie ihr Kompromiß ab
ſchließt, dann zwingt ſie die Monarchie, ſich vor der Sozial
demokratie zu beugen und nicht umgekehrt macht die Sozial-
demokratie ihre Reverenz vor der Monarchie. Das iſt überhaupt
die falſche Kautskyſche Logik. Die Erfolge, die wir erringen,
ſind kein Entgegenkommen gegen die hberrſchenden Klaſſen.
Wenn wir in Baden uns die jetzige Stellung erobert haben.
bedeutet das kein Entgegenkommen der bürgerlichen Geſellſchaft
gegen die Sozialdemokratie. (Sehr richtigl) Wenn es
ſozialdemokratiſche Miniſter gibt, ſo ſind dieſe
ſozialdemokratiſchen Miniſter ein Entgegenkommen
der bürgerlichen Geſellſchaft gegen uns. Wir
bekommen auch kein Präſidium in einem Parlament, wenn wir
uns dieſe Stellung nicht erzwingen. Wir ſind zum feier-
lichen Schlußakt des Landtags hingegangen, nicht, weil es
uns ſonderlich Spaß machte, ſondern um etwas zu er-
reichen. Jch kann darüber nicht weiter ſprechen. Jn
Württemberg hat man ſogar bei der Eröffnung des Landtags
mitgemacht und den Verfaſſungseid in die Hände des Königs
geſchworen. (Hört, hört!)) Kein Menſch hat an der republi-
kaniſchen Ueberzeugung dieſer Genoſſen gezweifelt. Es gehört
mehr republikaniſche Ueberzeugung dazu, einem Mon-
archen gegenüber ſeine republikaniſchen Anſichten zu ver
teidigen, als in Volksverſammlungen mit Phraſen zu operieren.
(Sehr richtigl) Wir ſind überzeugt, daß das, was wir getan
haben, richtig war, wir glaubten, der Partei zu nützen. Des-
halb ſind wir beſchimpft worden, deshalb hat man uns mit
Ausſchluß gedroht. Das iſt nicht die richtige Art, wie man in
der Partei einen Bruderkampf führen darf. Wir dürfen niemals
an unſerer gegenſeitigen ehrlichen Ueberzeugung zweifeln. Wir
appellieren an Sie, denn Sie haben uns das Vertrauen ge-
ſchenkt. Jch erkläre im Namen der Landtagsfraktion: Es iſt
uns nur möglich, weiterzuarbeiten, wenn Sie uns auch weiter
Jhr Vertrauen entgegenbringen. Wenn Sie uns recht geben
dann werden wir den Parteitag in Magdeburg erſuchen, den
Beſchluß von Nürnberg aufzuheben, wenn Sie uns aber ein
Mißtrauensvotum ausſtellen, dann werden wir mit aller
Ruhe unſere Konſequenzen daraus ziehen. (Stürm.
Beifallskundgebungen.)

Für die Minderheit der Landtagsfraktion ſprach als Kor-
referent Reichs und Landtagsabgeordneter

Ad. Geck-Offenburg:
Das große und uneingeſchränkte Lob, das der geſamten

Fraktion des Landtags ausgeſprochen worden iſt, iſt ein ſehr
beſchämendes. Es drängt ſich in jeder Verſammlung auf und
es ſieht beinahe ſo aus, als wäre jetzt die Zeit zu ſolchem
Lobe beſonders angetan. Die früheren Landtagsfraktionen
haben dasſelbe geleiſtet und die Situation iſt heute nicht
viel anders. Es iſt der ſozialdemokratiſchen Landtagsfraktion
in Baden allein unmöglich etwas durchzuſetzen. Wir waren
auch ſchon früher das Zünglein an der Wage. Die Sozial
demokratie hat immer geprüft von Materie zu Materie, wie
weit ſie einem Geſetz ihre Zuſtimmung geben kann. Jſt es
im letzten Landtag anders geworden? Dem, was Kolb vor
getragen hat, war zu entnehmen, daß wir nirgends anders
handeln konnten als das Zünglein an der Wage zu ſein. Das
von der Fraktion angenommene Schulgeſetz wird die Entwick
lung auf konfeſſionellem Gebiet nicht hindern. Was haben
wir überhaupt mit unſeren Arbeiterforderungen
in der Kammer erreicht? Das bißchen wirtſchaftliche
Entgegenkommen wird ſo gut wie aufgehoben durch das
politiſche Unrecht, das man in Baden gegen die Arbeiter
und Unterbeamten noch begeht. Die Ouvertüre zu unſerer
Stellung gegenüber der Regierung war der Proteſt des Ge
noſſen Dr. Frank gegen die verfaſſungswidrige Be-
handlung ſozialdemokratiſcher Arbeiter und
Beamten. Es lag kein Anlaß vor, dieſe Haltung gegenüber
der Regierung irgendwie zu ändern. Die infolge der Reichs
finanzreform arbeitslos gewordenen armen Tabak-
arbeiter hat die badiſche Regierung mit „Erwägungen“
und „Erhebungen“ in die Zukunft vertröſtet. Die Regierung
begegnete uns auch mit ſchroffſtem Widerſpruch, als
wir verlangten, daß der Fleiſchnot ein Ende gemacht
würde. Jm Bundesrat, in dem dieſe rein agrariſchen Be-
ſtimmungen beſchloſſen werden, ſitzt auch die badiſche Regie
rung, ſie nimmt denſelben junkerlichen Standpunkt dort ein
wie die preußiſche Regierung. Gerade der Miniſter
des Jnnern von Bodmann hat Baden im Bundesrat
vertreten. Wir haben auch verlangt, daß die Ausgaben für die
Geſandtſchaften geſtrichen werden. Dieſes Geld würde
ſchon hinreichen, um den Tabakarbeitern einen Notpfennig zu
gewähren. Für einen groß herzoglichen Hofwagen
wurden dagegen 120 000 Mk. gefordert. Auch dieſes Geld hätte
den Bettelpfennig für die Tabakarbeiter etwas fetter gemacht.
Die ſozialdemokratiſche Fraktion hat es beinahe an der not-
wendigen Energie fehlen laſſen, um dieſe Forderung zu be-
kämpfen. Unſer Redner hat nicht grundſätzlich dieſe
Ausgabe zurückgewieſen, ſondern nur „im Hinblick auf die
gegenwärtige Finanzlage“. (Widerſpruch.) Auch unſere
Forderungen auf dem Gebiete des Steinarbeiterſchutzes ſind
abgelehnt worden. (Widerſpruch.) Man hat uns Baukon-
trolleure aus dem Arbeiterſtand nicht gewährt. (Stürmiſcher
Widerſpruch.) Trotzdem hat man das Budget bewilligt.
Zuerſt ſollte es abgelehnt werden, aber nicht, weil Miniſter
von Bodmann geſagt hatte, Sozialdemokraten könnten keine
Bezirksräte werden, ſondern die Fraktion hatte erklärt, die
politiſche Ehre verbiete für das Budget zu ſtimmen, weil in
Baden die Sozialdemokraten immer noch nicht gleich-
berechtigt ſeien und weil die Regierung die Unter-
ſtützung der Arbeitsloſenverſicherung abgelehnt
hatte. Kann es ein ſchreienderes Unrecht geben, als wenn die
Regierung mit 100 000 Mk. für die Arbeitsloſenverſicherung
kargt und 120000 Mk. ausgeben will für einen dritten
Salonwagen des Großherzogs? Da mußte die Fraktion
beim Finanzgeſetz mit der Regierung abrechnen und dieſes
Geſetz ablehnen. Aber ſie bewilligte es und damit auch den
Hofwagen. Am a4. Juli hatte die Fraktion erklärt, die politiſche
Ehre verbiete, das Budget zu bewilligen. Die Bewilligung
wird nun begründet mit der herrlichen Rede des Herrn von
Bodman. Jch ſage, die Bewilligung iſt längſt vorbe-
reitet geweſen, ſie lag ſchon lange in der Luft. Wir
hätten uns ja ſchon auf dem vorigen Parteitag ausſprechen
können, da aber wurde beſchloſſen, über allen Wipfeln Ruhe
zu halten, da wurde das Wort Budget aus unſeren Verhand-
lungen direkt geſtrichen. Wer von Jhnen hatte nicht den
Eindruck, daß dieſes prophylaktiſche (verhütende, vorbauende)
Vorgehen lediglich den Zweck hatte, Ruhe zu haben. Damals
hätte die Fraktion den Parteitag nicht täuſchen dürfen. (Wider-
ſpruch und Unruhe.) Dann würde ſie heute anders daſtehen.

Gewiß, der badiſche Wahlkampf war ein großer Sieg für
die Sozialdemokratie, den Wahlkampf aber hat der Hunger
geſchlagen, die Empörung der aufgepeitſchten Maſſen über die
Reichsfinanzreform, auch über die Sünden der
Nationalliberalen. Die 30000 Wähler, die zu uns gekommen
ſind, ſind gekommen wie die Maſſen zu Jeſus kamen, die zu

eſſen haben wollten. Da ſagte Jeſus, dann müßt ihr vorher
die Zuſtände ändern und die Phariſäer und Schriftgelehrten
zum Teufel jagen. Dieſe Leute, die zu uns kamen, ſind nun
ſehr enttäuſcht und ſagen, von euch wollen wir jetzt auch nichts
mehr wiſſen, denn ihr geht ja mit den Nationallibe-
ralen durch Dick und Dünn (Widerſpruch), ihr geht
mit euren größten Feinden zuſammen, die ſogar das Sozia-
liſtengeſetz mit gemacht haben. (Unruhe.) Ueber das
Bündnis bei den Wahlen will ich nicht ſtreiten. Aber nachdem
die Gefahr einer Zentrumsmehrheit abgewendet war, mußte
der alte Urſtand der Dinge wiederhergeſtellt werden. Jch kann
mit dem beſten Vergrößerungsglas nicht einſehen, was uns
jetzt noch für außerordentlich große Verpflichtungen obliegen
ſollen. Der Großblock iſt nun von den Wahlen übertragen
worden auf die Taktik in der Kammer. Der Groß-
block iſt eine Regierungsſtütze geworsen und die National-
liberalen verlangten, daß wir ihm Folge leiſten. Der
nationalliberale Führer Rebmann hat uns direkt verhöhnt; er
ſagte, die Sache ſei ausgezeichnet gelungen, man habe die
Sozialdemokratie herübergezogen zu einer Partei, die die

heutige Geſellſchaft anerkenne. (Lachen.) Die Sozialdemo
kraten hätten Konzeſſionen gemacht. (Widerſpruch.) Gewiß,
die Nationalliberalen haben kein Programm, aber um ſo

trauriger iſt es, daß wir mit einer Partei zuſammengehen, die
kein Programm hat. (Lachen und Zuſtimmung.) Die
Nationalliberalen mußten von Anfang an annehmen, daß ſie
die Sozialdemokratie beherrſchen würden. (Widerſpruch.) Sie
lehnten mich als Vizepräſidenten ab und verlangten einen, der
ihnen beſſer in den Kram paßte. Da ſchon war das
Rückgrat der Fraktion gebrochen, man ließ mich fallen.
So ging es eine ganze Zeit hindurch. Der Großblock war eine
viel intimere Geſellſchaft als es nach außen ſchien.

Und nun die famoſe Rede des Miniſters von Bodman!
Daß eine Partei wie die Sozialdemokratie mit über drei
Millionen Wählern, die ſo Eminentes geleiſtet hat auf allen
Kulturgebieten, eine großartige Erſcheinung iſt, das müßte
ſelbſt ein Papagei zugeben. Was aber hat der Miniſter denn
überhaupt geſagt? Hat er geſagt, daß er einen Sozialdemo-
kraten in die Regierung berufen wolle? Hat er ſich für ſogzial-
demokratiſche Grundſätze ausgeſprochen? Nein, er ſagte, er
will uns weiter bekämpfen, nur will er uns da
haben, wo er uns braucht, nämlich wenn das Zentrum einmal

nicht will. Deshalb fiel die Fraktion plötzlich um. Die
Hinrichtung des vorher aufgeſtellten politiſchen Ehrbegriffes
hat nicht zehn Minuten gedauert. Was wäre denn geſchehen,
wenn das Gemeindegeſetz gefallen wäre? Es wäre noch nicht
einmal gefallen, denn auch das Zentrum ſtimmte für das
Geſetz. So iſt denn der Schluß genau dem Anfang angepaßt
geweſen. Die Nationalliberalen haben ihren
Willen durchgeſetzt.

Es iſt kein Zweifel, daß ſich die ſozialdemokratiſche Fraktion
durch dieſe Haltung zum Budget in Widerſpruch ſetzte mit den
Geſetzen der Partei und mit dem proletariſchen
Empfinden. (Widerſpruch.) Es liegt Diſziplinbruch vor.
Man meint ja jetzt, daß die Hofgängerei beſſer unter
blieben wäre, und die Mehrheit der badiſchen Parteigenoſſen
hat ſich gegen ſie ausgeſprochen. Was wird nun aber, wenn
der heutige Parteitag die Budgetbewilligung gutheißen wird?
Es wird ja geſchehen, denn man hat eine Agitation entfaltet,
von der man ſagen kann, daß ſie künſtlich war. (Wider-
ſpruch.) Es wird den Leuten ja nicht alles Material
unterbreitet. (Zuruf: Aber den Norddeutſchen!)) Die
Norddeutſchen ſind ſo frei und leſen alles. (Widerſpruch.)
Wer hat denn von Jhnen Kautskys Artikel überhaupt geleſen?
Aber Sie wollen ſich jetzt in den Streit einmiſchen. Keine
zwei Prozent von Jhnen haben das geleſen. Sie kommen alle
hierher mit Vorurteilen. Das ſind ja alles hier nur
mimiſche Hilfsmittel, die bei dieſem traurigen Drama
in Szene geſetzt werden. Das ſoll alles wirken, um von der
Hauptſache die Blicke abzulenken. Der Schwer-
punkt liegt darin: Wie kommen wir vor dem deutſchen Partei
tag in Magdeburg durch? Da werden Sie ſelber ſagen müſſen,
daß Diſziplinbruch vorliegt und daß die Hofgängerei nicht
nötig war. Jch kann unmöglich, ſo ſehr ich mich nach Mitteln
der Ueberzeugung ſehne, mir vorſtellen, was in Magdeburg
werden wird, wenn der heutige Parteitag den Diſßziplinbruch
beſtätigt. Wie meine beiden anderen Kollegen aus der Land-
tagsfraktion darüber denken, weiß ich nicht, ſie haben mich
allein gelaſſen. Aber ich bin nicht iſoliert, hinter mir ſteht
die große deutſche ſozialdemokratiſche Partei mit Ausnahme
wielleicht der Heilbronner. Jn ganz Deutſchland ohne Aus-
nahme hat man das Verhalten der Fraktion verurteilt, ſo
gar die Nürnberger ſind ſchwer gegen uns zu Felde gezogen.
Wenn Sie eine Reſolution für die Budgetbewilligung an
nehmen, wie ſollen ſich unſere Vertreter in Magdeburg ver
halten? Jnnerlich iſt die Scheidung bereits da, es iſt auf dem
jetzigen Wege nicht mehr weiterzukommen. Es wird vielleicht
verſucht werden, eine Sanierung herbeizuführen. Wenn es
nicht anders möglich ſein wird, dann ſchaffen Sie ſich doch
eine großherzoglich-badiſche Sozialdemokratie, trennen Sie ſich
einmal ab und marſchieren Sie Jhre eigenen Wege. Irgend
etwas muß doch geſchehen, wenn der deutſche Parteitag in
Magdeburg den Nürnberger Beſchluß aufrechterhält. Höchſtens
kann eine Ueberbrückung verſucht werden bis zu den nächſten
Reichstagswahlen, aber wenn die hinter uns liegen, dann be
ginnen die Differenzen von neuem.

Wir können nicht zu den franzöſiſchen Zuſtänden kommen,
wo jedes Departement ſeinen eigenen Sozialismus hat. Unſere
Stärke beſtand in unſerer Einigkeit, unſere Macht in
unſerer Ge ſchloſſenheit und unſere Erfolge beſtanden
in der Diſziplin und in der Diſziplinierung der großen
Maſſe. Die bei uns zu behalten und aufzuklären, das iſt unſere
wichtige und große Aufgabe, die einzige, wahre Aufgabe, die
die deutſche Sozialdemokratie zu erfüllen hat. Wenn wir
Diſziplin und Schulung von den Maſſen verlangen für den
großen Moment, dann müſſen wir auch geſchulte Führer haben.
Der jetzige Zuſtand muß ein Ende nehmen. Es muß in
Magdeburg zu einer ent ſchiedenen Ausſprache, zu
konſequentem Handeln kommen, und wenn wir die
Konſequenzen tragen wollen, ſo bitte ich Euch, das auch
auszuſprechen. (Teilweiſer Beifall und Unruhe.)

An der Debatte kam zuerſt Sauer- Karlsruhe zum
Wort und macht Ausführungen gegen Geck. Der Vorwärts
hat die ganze Angelegenheit auf ein falſches Gleis geſchoben.
Er ſprach von Diſziplinbruch. Und ganz Preußen ſchrie es
nach. Wir müſſen aber auch Stellung nehmen gegen die Aus
ſchlußdrohung und gegen den Vorwurf, unſere Abgeordneten
ſeien nicht mehr würdig, weiter Abgeordnete zu ſein. Wir
wählen unſere Abgeordneten ſelbſt und wir allein haben das
Recht, ſie zu kritiſieren. Dieſes Recht laſſen wir uns nie-
mals nehmen. (Lebh. Beifall.) Jn dieſem Saal trägt
niemand den Gedanken in ſeinem Herzen, eine Parteizerſplitte
rung herbeizuwünſchen. Wir fühlen uns eins mit der deutſchen
Sozialdemokratie. Weil wir das auch in Zukunft wollen, des
halb müſſen wir uns Reſpekt von den deutſchen Partei-
genoſſen mit allem Nachdruck verſchaffen. (Lebh, Bei-
fall.) Geck fragte, was nach dem Magdeburger Parteitage ge
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en ſolle. Um ungelegte Eier kümmern wirt r t, wir tun heute, was notwendig iſt, das andere
wird ſich ſchon ſelbſt finden. (Lebh. VBeifall.)

Arnold Mannheim: Von einer künſtlichen Mache darf
nicht geſprochen werden. Erſt als in Preußen von Buxtehude
bis Katzenellenbogen Proteſtreſolutionen gegen uns angenom-
men waren, haben wir in unſeren Verſammlungen unſerer
Fraktion das Vertrauen ausgeſprochen. Es iſt der Gipfel der
Dreiſtigkeit, wenn Preußen darüber beſtimmen ſollte, wem ir
unſer Vertrauen geben wollen. Die übergroße Mehrheit der
badiſchen Partei iſt mit der Fraktion einverſtanden.

Merkel-Mannheim: Die Budgetbewilligung iſt keine
badiſche Parteiangelegenheit. Nachdem der Nürnberger Be
ſchluß vorliegt, erfordere die Einheit der Partei, daß die
Parteigenoſſen ſich dieſem Bſchluſſe fügen. Der Parteitag in
Magdeburg wird Mittel und Wege finden müſſen, um dieſem
Beſchluſſe Achtung zu verſchaffen. Durch Kolbs Rede ging wie
ein roter Faden die Furcht vor dem proletariſchen Sieg. Wenn
dieſe Dinge nicht gekommen wären, dann hätten bis zum
Wiederzuſammentritt des Landtags nach den nächſten Reich
tagswahlen unſere 20 Abgeordneten mit der verſtärkten ſozial
demokratiſchen Reichstagsfraktion eine ganz andere Stellung
gehabt als jetzt nach dem Verſuch, die Partei zu zer
fleiſchen. (Unruhe.) Die bürgerliche Geſellſchaft gibt uns
nur das, was wir ihr abtrotzen, alles andere ſind Schein
erfolge. Die bürgerliche Geſellſchaft ſteht uns geſchloſ
ſen gegenüber. Wir müſſen hier wenigſtens mit einer mög-
lichſt großen Minderzahl erklären, daß wir auf dem Boden der
deutſchen Sozialdemokratie ſtehen. (Vereinzelter Veifall.)

RauſchHeidelberg proteſtiert gegen Geck. Das iſt ein
ſchlechter Vogel, der ſein eigenes Neſt ſo beſchmutzt. Geck kennt
kein Uebergangsſtadium, keine Konzeſſionspolitik. Die Alles
und Nichtspolitik war von jeher eine ſchlechte Politik. Geck kann
ſich eben mit der modernen Politik nicht befreunden. Die
Erklärung der 66 Süddeutſchen auf dem Nürnberger Partei
tage wurde ſtillſchweigend ſanktioniert. (Widerſpruch.)
Bei uns iſt es gelungen, den ſchwarz-blauen Block auf ein tote
Gleis zu bringen und Geſetze zu verabſchieden, die von liberal

Geiſte erfüllt ſind. Jn Norddeutſchland hat
man uns geſchulmeiſtert und uns als Trottels hingeſtellt. Jch
halte es für eine Beleidigung des Parteitags, daß heute hier
nach Offenburg eine Volksverſammlung einberufen iſt, in der
Roſa Luxemberg über die Budgetbewilligungsfrage referieren
ſoll. Das war bisher in der Geſchichte der Partei noch wicht
da. Es dürfte nur wenigen Perſonen beſchieden ſein, etn as
derartiges zu unternehmen. (Lebh. Beifall.)

Parteivorſtandsmitglied Müller Berlin: Als ich im
Berliner Tageblatt die Nachricht von der Budgetbewilligung
las, war ich keinen Moment im Zweifel, daß dieſe Erörterungen
losgehen würden. Was aber die Preßdebatten anlangt, muß
ich doch im großen und ganzen zugeben, daß ſie ſachlich ge
führt wurden. Man kann auch nicht ſagen, daß die nord-
deutſche Preſſe die ſüddeutſchen Stimmen totgeſchwie-
gen hätte. Aber das muß ich auch ſagen, wir haben dieſen
Streit als häuslichen Streit aufgefaßt, und deshalb be-
dauere ich, daß er heute hier in einer öffentlichen Volksver
ſammlung erörtert werden ſoll. (Lebh. Beifall.) Es handelt
ſich hier um eine Parteifrage, die nur die Parteigenoſſen an
geht, und in einer ſo ſtrafforganiſierten Partei, wie der Sozial-
demokratie, darf das nur unter Parteigenoſſen geſchehen.
(Lebh. Beifall.) Ob Großblock oder nicht, iſt gar nicht der
Streitpunkt. Wer hat ſich denn in Norddeutſchland gegen den
Großblock ausgeſprochen (Zuruf: Kautsky!) Jn Nord
deutſchland hat man ſich nur gegen die Budgetbewilli-
gung ausgeſprochen. Wenn die Fraktion gegen das Budget
geſtimmt hätte, ſo würde das die Arbeit des Großblocks nicht
ausgeſchloſſen haben. (Widerſpruch.) Es wäre den Maſſen
ſehr wohl verſtändlich geweſen, wenn die Fraktion das Budget
abgelehnt hätte. Ob die Budgetbewilligung eine Frage des
Prinzips oder der Taktik iſt, darüber kann man ſtreiten. Nach
dem aber die Mehrheit der Partei entſchieden hatte, daß
es eine Frage des Prinzips iſt, mußte das auch für
Baden gelten. (Sehr richtigl) Gründe für die Ablehnung
des Budgets gab es auch in Baden noch immer übergenug.
Parteitagsbeſchlüſſe ſind dazu da, daß ſie gehalten werden. Jch
kann nicht zugeben, daß daran die Erklärung der 66 Süd-
deutſchen irgendwas geändert hätte. Der Parteitag hat ſie zu
Protokoll genommen, weiter nichts. Jch gebe ohne weiteres zu,
daß nach den augenblicklichen Verhältniſſen in Deutſchland eine
Rede wie die des Miniſters v. Bodman in den meiſten übrigen
Bundesſtatten nicht gehalten werden könnte. Aber v. Bodman
hat doch eigentlich gar nichts Neues geſagt, ſondern eine frühere
Rede noch einmal wiederholt. Man ſagt, daß nach ihm ein
ſchlimmerer Miniſter gekommen wäre. Nach der gegenwärtigen
politiſchen Situation hätte ein ähnlicher Miniſter kommen
müſſen. Es iſt auch kein Zufall, daß gerade hier in Baden die
Nationalliberalen mit den Sozialdemokraten zuſammengehen.
Nicht die Sozialdemokratie iſt auf dieſes Zuſammengehen an
gewieſen, ſondern die nationalliberale Partei. (Sehr
richtig Sie iſt der treibende Faktor, der den Großblock in
Baden ermöglicht. Deshalb haben wir nicht notwendig, weit-
gehende Rückſichten auf die Nationalliberalen zu nehmen. Jn
bezug auf die Hofgängerei müſſen wir uns auch etwas
mehr Reſerve auferlegen, es iſt nicht notwendig, daß ſich die
Abgeordneten an den höfiſchen Vorgängen in der Kammer be
teiligen. Wir ſind die einzige republikaniſche Partei in
Deutſchland und es iſt begreiflich, daß die Arbeiter gerade in
dieſer Beziehung ſehr empfindlich ſind. Die Situation iſt ernſt,
die Einheit der Partei ift gefährdet. Es fällt mir nicht ein,
zu behaupten, daß die Fraktion bewußt die Einheit der Partei
ſchädigen wollte. Jetzt aber iſt die größte Gefahr da. Die
Partei wird in Magdeburg nichts anderes tun können als ver
langen, daß auch in Baden Diſziplin gehalten wird. Jch
weiß, daß vielen von Jhnen das Wort Diſziplin nicht paßt,
daß ſie es als preußiſches Wort anſehen. Aber wenn auf
der einen Seite ſteht die Frage des Zuſammengehens mit den
Nationalliberalen und auf der andern Seite die Einheit der
Partei, dann kann für Sozialdemokraten kein Zweifel be
ſtehen, daß die Einheit der Partei über alles geht. (Bei
fall.) Es iſt nicht daran zu denken, daß ſich auf dem Magde
burger Parteitag eine Mehrheit finden wird, die den Nürn
berger Beſchluß aufhebt. Bedenken Sie, was bei Jhrer Abſtim
mung auf dem Spiele ſteht, bedenken Sie die kritiſche Situg
tion, in der die Partei ſich befindet und wie ſie ſeit 1875 nicht
da war. Weite Kreiſe der norddeutſchen Partei ſehen mit
Trauer und Schmerz auf die gegenwärtige Situation. Sorgen
Sie dafür, daß die Einheit der Partei nicht mehr geſchädigt
wird als es bisher ſchon geſchehen iſt. (Beifall.)

Landtagsabg. Maier-Heidelberg: Wir haben Geck wieder
holt erſucht, ſeine einſeitige und ſchädigende Mitarbeit an den
norddeutſchen Parteiblättern einzuſtellen. Darauf ſagte Geck:
Wenn ich etwas Gutes über Baden berichte, dann wird mir das
nicht aufgenommen, nur das andere wird von der Leipziger
Volkszeitung und dem Vorwärts aufgenommen. Gegen dieſe
frivole wahrheitswidrige erlogene Verichterſtaltung wollen wir

uns ſchützen.



Vorwärtsredakteur BlodBerlin:
Obijektivität in ſchärfſter Weiſe angegriffen und geſagt, wir
ſeien Schuld an dem Krakeel. Derartige Vorwürfe hätte ich
nach dem Verhalten des Vorwärts nicht erwartet. Wir hielten
uns mit aller Macht zurück, um die Sache nicht zu verſchärfen.
Wir mußten natürlich den Nürnberger Beſchluß verteidiger,
und zu der Sache das Wort nehmen. Die Artikel des Vor
wärts ſind mit Mäßigung geſchrieben, wie ſie bisher in
der Partei bei einer ſolchen Auseinanderſetzung nicht da war.
(Widerſpruch.) Wenn wir irgend einen Artikel einmal nicht
brachten, iſt das kein Beweis für unſere Parteilichkeit. Wenn
man beurteilen will, wer objektiv verfahren iſt, der Vorwärts
oder die badiſche Parteipreſſe, dann fällt der Vergleich doch ſehr

des Vorwärts aus. Widerſpruch und vereinzelter
eifall.
Parteivorſtandsmitglied Reichstagsabg. Molkenbuhr: Jch

wünſchte, daß der Nürnberger Beſchluß überhaupt nicht hätte
gefaßt zu werden brauchen. Die Budgetbewilligung iſt bei uns
die einzige Möglichkeit, einer Regierung unſer Mißtrauen aus
zudrücken. Die badiſchen Wähler mußten nach dem Nürnberger
Beſchluß annehmen, daß ihre Abgeordneten gegen das Budget
ſtimmen würden. Kolb ſagt, mit der Negation würden wir alle
unſere Arbeit vernichten. Dabei war doch die Fraktion nahe
daran, zum Budget nein zu ſagen. Sie in Baden hätten den
Norddeutſchen keinen größeren Gefallen tun können, als wenn
Sie dieſen Mißklang in die gegenwärtige Siegesftimmung
micht hineingebracht hätten. (Beifall.)

Jn ſeinem Schlußwort wandte ſich Landtagsabg. Kolb noch
einmal gegen die reine Negationspolitik, mit der endlich einmal
aufgeräumt werden müſſe. Wenn in Belgien und Dänemark
zunfere Parteigenoſſen mit den Liberalen zuſammen bei den
nächſten Wahlen die Mehrheit bekommen, dann müſſen ſie in
die Regierung hinein und dann müſſen ſie auch zu Hofe
gehen. Dadurch wird an ihrer reyublikaniſchen Ueberzeugung
nicht das geändert. Jm Reichstag wird Politik ge
trieben e die Sozialdemokratie, das kann nicht in alle
Ewigkeit ſo weitergehen. Es muß einmal etwas herauskommen.
Will man den deutſchen Arbeitern zumuten, Millionen zu
opfern lediglich um zu demonſtrieren? Das können wir
billiger haben. Die Entwicklung, die in Baden eingeſetzt hat,
bleibt nicht auf Baden beſchränkt. Es müßte ein
Wunder geſchehen, wenn in Deutſchland die Entwicklung einen
anderen Weg gehen ſollte. Auf der einen Seite ſtehen in der
Partei diejenigen, die den Parlamentarismus nur als Agi-
tationsſtoff betrachten, auf der anderen die, die ſagen, wir
müſſen auch die Konſequenzen aus dem Parlamentaris-
mus ziehen. Dieſer Kampf wird in der Partei nicht aufhören,
mag der Magdeburger Parteitag beſchließen, was er will, er
wird nicht aufhören, bis eines Tages die Konſequenzen gezogen
ſind. Wie dieſe Konſequenzen ausfallen werden, darüber bin
ich nicht im Zweifel. Wir laſſen uns nicht provozieren, wir
treten aus der Partei nicht aus, wir kämpfen mit
aller Liebe für die Einigkeit der Partei, deshalb wollen wir die
Beſeitigung eines Beſchluſſes, der, ſolange er beſteht, die
Einheit der Partei aufs ſchwerſte gefährdet. (Lebh. Beifall.)

Beſchlüſſe.
Hierauf wurde mit 136 gegen 36 Stimmen folgende Reſo-

Iution angenommen:
„Der badiſche Parteitag erkennt an, daß die ſozialdemo-

kratiſche Landtagsfraktion das von den badiſchen Partei-
genoſſen erhaltene Vertrauen in weitgehendſtem Maße ge-
rechtfertigt hat und ſpricht deshakb der Fraktion für ihre
Tätigkeit uneingeſchränkte Anerkennung aus.
Junsbeſondere wird die Zuſtimmung zum
Finanzgeſetz gebilligt. Jn der Ueberzeugung, daß
der Nürnberger Beſchluß in bezug auf die Budgetfrage un

durchführbar iſt, worauf ſchon von ſüddeutſcher Seite
auf dem Nürnberger Parteitage mit Recht hingewieſen wurde,
ſtelkt der badiſche Parteitag beim deutſchen Parteitag in
Magdeburg den Antrag, den diesbezüglichen Beſchluß außer
Kraft zu ſetzen.“

Gleichfalls angenommen, und zwar mit 144 Stimmen bei
verſchiedenen Stimmenthaltungen wurde folgende Reſolution:

„Gegenüber der anmaßenden Forderung gewiſſer preu
ßiſcher und ſächſiſcher Parteigenoſſen, die von den Mitgliedern
der badiſchen Landtagsfraktion die Niederlegung der
Mandate verlangen, ſpricht der Parteitag die beſtimmte
Erwartung aus, daß ſich keiner der Abgeordneten zu einem
derartigen Schritt drängen läßt. Der Parteitag erwartet
vielmehr, daß die Genoſſen auf ihrem Poſten aus-
harren und ihre Mandate wie bisher im Jntereſſe der
Partei ausüben.“

Ein Antrag, der ſich gegen die „entſtellende“ Mitarbeit
badiſcher Genoſſen an auswärtigen Parteiblättern ausſpricht,
wurde mit derfelben Mehrheit angenommen. Ferner wurde
mit 153 gegen 24 Stimmen ein Antrag angenommen, der es
für un angebracht erklärt, daß in öffentlichen Volksver-
ſammlungen derartige Parteiangelegenheiten erörtert werden,
und alle Genoſſen auffordert, ſolche Verſammlungen nicht z u
beſuchen.

Schließlich wurde beſchloſſen, von dem Delegationsrecht zum
Magdeburger Parteitag den weiteſtgehenden Gebrauch zu
machen.

Politiſche (Ueberlicht.
Halle a. S., 22. Auguſt 1910.

Billiges Fleiſch in Oeſterreich.
Der öſterreichiſche Miniſterrat beſchloß, um eine Verſtärkung

des Angebotes auf den inländiſchen Märkten herbeizuführen,
unverzüglich eine vertragsmäßige Fleiſcheinfuhr aus Rum ä-
nien in die Wege zu leiten, ferner mit der ungariſchen Re-
gierung wegen Zulaſſung der Fleiſcheinfuhr aus Serbien
ſchon vor Ratifizierung des Handelsvertrages zu verhandeln,
ſodann von Fall zu Fall die Erlaubnis zur Einfuhr lebender
Rinder und Schweine unbedenklicher Herkunft aus Jtalien,
Holland und Frankreich zu erteilen, die Frage ker
Einfuhr argentiniſchen Fleiſches erneut zu prüfen und ſchließ-
lich eine Aenderung des Eiſenbahntarifs ins Auge zu faſſen,
dagegen den Erlaß eines Viehausfuhrverbots mit Rückſicht auf
die Beſtimmungen der Handelsverträge nicht in Erwägung zu

ziehen. SeWas in Oeſterreich möglich iſt, ſollte ſofort auch in Deutſch
land gemacht werden. Das deutſche Volk leidet ſchwer unter
den drückenden Fleiſchpreiſen, aber die Großagrarier erlauben
keine weitere Einfuhr.

Die Breslauer Fleiſcherinnung will an Wilhelm II., den
Reichstag und den Reichskanzler eine Reſolution ſenden, in
der zollfreie Einführung von Nutzvieh und Schlachtvieh aus
den Nachbarländern, Fortfall der Tuberkulinimpfung impor-
tierten Schlachtviehs, Beſeitigung der Ausfuhrprämien für Ge-
treide und zollfreie Einfuhr von Futtergetreide verlangt wird.

Die Liebe des Volkes.
„Nicht Roß noch Reiſige ſchützen die ſteile Höh. ſo ſingt

das „nationale“ Lied. Folgende Meldungen illuſtrieren das.

Man hat unſere Wilhelm II. hielt in dieſem Jahre in Mainz die von
Militärſachverſtändigen als völlig zwecklos verurteilte große
Parade ab. Die Truppen der näheren und ferneren Garni-
ſonen werden lediglich zum Zwecke der Parade für wenige
Stunden unter großen Koſten nach Mainz transportiert. Für
die perſönliche Sicherheit Wilhelms II. war eine große Anzahl
Geheimpoliziſten tätig, die mit Gründlichkeit ihres
Amtes walteten. Als am Dienstag mittag, dem Paradetag,
eine größere Anzahl Mainzer Arbeiter, die in den Opelſchen
Werken zu Rüſſelsheim beſchäftigt ſind, mit dem Zug auf dem
Mainzer Südbahnhof ankamen, durften ſie nicht früher die
Perronſperre paſſieren, bis ihr Eßgeſchirr von Geheim-
poliziſten aufs ſorgfältigſte unterſucht worden warl!! Daß
ungeheure Abſperrungen bei derartigen koſtſpieligen Feſten er-
folgen, iſt ſelbſtverſtändlich. Jn Poſen, wo Wilhelm II. dann
per Expreß hinſauſte, um ſein ihm aus Steuergroſchen ge-
ſchenktes neues Stadtſchloß (eine Burgl) in Beſitz zu nehmen,
war es nicht anders.

Polizeihunde ſchützen jetzt auch ſchon das Wohlbefinden
der Fürſten. Die polizeiliche Schutzmauer, mit der der Groß-
herzog von Heſſen den ruſſiſchen Zaren im Schloſſe Fried-
berg umgibt, iſt jetzt auch noch durch Polizeihunde ver-
ſtärkt worden. Drei Darmſtädter Kriminalſchutzleute haben
Befehl exhalten, ſich ſofort mit Polizeihunden zur Be
wachung des Schloſſes nach Friedberg zu begeben. Neben den
zahlreichen Darmſtädter Kriminalbeamten und den ruſſiſchen
Sicherheitsleuten ſind für den Patrouillendienſt und Wacht-
dienſt 42 Gendarmen im Großherzogtum Heſſen aufgeboten
worden, die ihren Dienſt in Zivilkleidung verſehen.
Außerdem ſind noch Militärpatrouillen vorgeſehen,
insgeſamt in Stärke von 200 Mann Jnfanterie und
Dragoner.

Der Bedrücker des ruſſiſchen Volkes wird alſo geſchützt durch
Polizeiſäbel, Brownings, Bajonette, Gewehre und Polizei
hunde. Eine Ehre für das deutſche Volk, über das koſtbare
Wohlbefinden des Henkers der ruſſiſchen Freiheit derartig
wachen zu dürfen.

Keine aufregenden Reden.
Bei der Einweihung des Poſener Kaiſerſchloſſes, das aus

öffentlichen Mitteln für viele Millionen erbaut
und Wilhelm II. zum Geſchenk gemacht wurde, hielt Wil-
helm zwei Reden, in denen er die Stadt Poſen als
„einen Hort und eine Pflanzſtätte deutſcher Kultur
und Sitte“ und die Provinz Poſen als ſchöne
deutſche Provinz“ bezeichnete. Jn dieſen Reden iſt kein Wort
enthalten, das die Steuern und Zivilliſten bewilligenden Polen
eiwa zu ihren Gunſten auslegen könnten, es fehlt aber auch
jedes Wort von nationaliſtiſcher Schärfe, wie es die Polen-
freſſer erwartet hatten. So ſind die beiden Kaiſerreden durch
aus bezeichnend für den total verfahrenen Zuſtand der haka-
tiſtiſchen Polenpolitik, mit der man weder vorwärts noch zurück
kann.

Die nationalliberalen und freikonſervativen Hakatiſten hatten
gewünſcht, daß die Poſener Kaiſerreden zu einer Kriegserklä-
rung gegen Zentrum und Polen werden ſollten. Darum muß
ſie der ruhige Ton dieſer Reden ſchwer enttäuſchen. Als Wahl
parole ſind ſie nicht zu brauchen, dazu ſind ſie entſchieden zu
wenig aufregend.

Deutſches Reich.
Eine falſche Meldung. Die Berliner Zeitung am Mittag

brachte am letzten Donnerstag ein Wiener Telegramm, wonach
Fürſt Bülow in einem Glückwunſchſchreiben zum 80. Geburis-
tag Franz Joſeph I. in einem Wiener Blatt den ſich „den
Forderungen des Fortſchritts anpaſſenden Konſervativismus“
des öſterreichiſchen Kaiſers und ſeine „Treue am gegebenen
Wort“ gerühmt haben ſollte. Nun ſtellt ſich heraus, daß der
vielbemerkte Satz gar nicht das geiſtige Eigentum des Fürſten
Bülow iſt, ſondern von dem Blatte hinzugeſetzt wurde.

Frankreich.
Polizei und Proletariat in Paris.

Aus Paris wird uns geſchrieben: Die Budgetkommiſſion
der franzöſiſchen Deputiertenkammer hat auf Antrag des Ge
noſſen A. Thomas die Diskuſſion über den Etat der Pariſer
Polizei zurück geſtellt. Dieſer Beſchluß iſt bezeichnend.
Auch die bürgerlichen Deputierten haben damit anerkannt, daß
es in Paris ein Polizeiproblem gibt. Was die bürgerlichen
Abgeordneten zu dieſer Erkenntnis geführt hat, waren vor
allem die Enthüllungen im Skandal Rochette. Für die ſozia-
liſtiſche Partei und für die Arbeiterbewegung im allgemeinen
iſt das Problem anderswo. Jmmer mehr wird die Pariſer
Polizei zu einer Schutztruppe des Scharfmachertums, zum er-
klärten und verbiſſenen Gegner der Arbeiterſchaft. Es iſt des
halb zu befürchten, daß es früher oder ſpäter zu einem tragi-
ſchen Konflikt zwiſchen der Polizei und der Arbeiterſchaft
kommt, wenn nicht rechtzeitig Maßregeln getroffen werden, die
die Polizei der Kontrolle der Pariſer Gemeindevertretung
unterſtellt. Wie die Dinge heute liegen, iſt die Polizei faſt
ebenſo allmächtig wie unverantwortlich. Die Pariſer Polizei
iſt verſtaatlicht, unterſteht alſo dem Miniſter des Jnnern, wird
aber von der Gemeinde Paris bezahlt. Die Kontrolle des Par-

laments iſt bei dieſer Zwitterſtellung faſt ebenſo unwirkſam
wie die des Gemeinderats. Jn Wirklichkeit iſt der Pariſer
Polizeipräfekt ein unverantwortlicher Selbſtherrſcher. Er
kommandiert bei Streiks oder Manifeſtationen Polizei und
Militär zum Schutze der „öffentlichen Ordnung“, er läßt
Polizeihunde auf Streikende hewzen, er ſtellt, wie gegenwärtig
bei der Ausſperrung der Friedhofsarbeiter, den ausſperrenden
Unternehmern Soldaten zum Erſatz der Ausgeſperrten. Auf
den Polizeiwachen werden verhaftete Arbeiter geprügelt und
dann wegen Widerſtandes oder Rebellion verurteilt. Der
Polizeipräſident zwingt den Präſidenten der Republik, dem Ar-
beiter Liabeuf, der von der Polizei zum Morde getrieben
wurde, die Begnadigung zu verſagen und den feigen Raub-
mörder einer alten Frau zu begnadigen, weil er der Sohn
eines Polizeiinſpektors iſt. Was Wunder, daß ſich der organi-
ſierten Arbeiterſchaft ein erbitterter Haß gegen die Polizei
bemächtigt hat, daß die blutigen Konflikte mit der Polizei ſich
ſtändig mehren.

Die Situation iſt einfach unhaltbar geworden. Der ange-
führte Beſchluß der Budgetkommiſſion deutet darauf hin, daß
ſich endlich auch die bürgerlichen Abgeordneten bewußt gewor-
den ſind, daß es zu einem blutigen Kampfe zwiſchen der
Pariſer Arbeiterſchaft und der Polizei kommen muß, wenn
nicht eingegriffen wird. Die Arbeiter ſind entſchloſſen, ſich
gegen die Polizei mit den Waffen in der Hand zu verteidigen.
Dagegen können bei dem herrſchenden Stand der Dinge alle
Beruhigungsverſuche unſerer Genoſſen nichts helfen. Die
Polizei, die, wie Herr Lepine ſich brüſtend erklärt hat, in allen
Kreiſen das infame Geſindel der Spitzel unterhält, die unver-
antwortlich und allmächtig als ſkrupelloſe Feindin der Ar-
beiterbewegung auftritt, muß einer gründlichen Kontrolle und
Reorganiſation unterworfen werden. Wir werden bald er-
fahren, wie ſich die bürgerlichen Parteien dabei anſtellen
werden.

Ranada.
„Kaiſernarrheit.“

Jn einer Anſprache an eine Verſammlung von Anſiedlern
aus den Vereinigten Staaten erklärte der Miniſterpräſident
Laurier, das britiſche Reich ſei nicht weniger frei als jene.
Der König dieſer „gekrönten Demokratie“ habe vielleicht weni-
ger Machtbefugnis als der Präſident der Vereinigten Staaten.

Zu dem Vorſchlag, dem König von England, als Chef des
britiſchen Weltreichs (Empire) den Titel „Emperor“ (Kaiſer),
den er als Deſpot von Jndien führt, zu verleihen, äußert ſich
draſtiſch die Zeitung Witneß in Montreal. Sie ſagt, das ſei
wohl der tollſte Vorſchlag. Das engliſche Volk werde ſeinem
König gewiß nicht erlauben, auf das Niveau von Autokraten
des Feſtlands herabzuſteigen. 3

Aus der Partei.
Die Kandidatenfrage in Berlin.

Nachdem der Gen. Heine mit ſeiner Reichstagskandidatur
von Berlin nach Deſſau in Anhalt gegangen iſt, berufen
die Genoſſen von Berlin III für den morgigen Dienstag eine
außerordentliche Generalverſammlung ein, die einen neuen
Kandidaten aufſtellen wird. Da der Genoſſe Wilhelm Pfann-
kuch, Mitglied des Parteivorſtandes, als Referent über die
politiſche Lage beſtimmt iſt, wird man wohl annehmen können,
daß der Wahlkreisvorſtand eine Kandidatur Pfannkuch
vorſchlagen und empfehlen wird. Sollte das der Fall ſein
und die Berliner Genoſſen den Genoſſen Pfannkuch aufſtellen,
ſo wäre das eine derbe Lehre für die Magdeburger Genoſſen,
die im Vorjahr bekanntlich ihren bisherigen bewährten Kan-
didaten und Abgeordneten am rein opportuniſtiſchen
Gründen fallen ließen. Natürlich darf einem Reichstags
wahlkreiſe das Recht, eine bewährte Kraft fallen zu laſſen,
nicht angetaſtet werden, aber die Geſamtpartei kann wohl ver
langen, daß dabei ſachliche Gründe vorgebracht werden und
entſcheiden ſollen. Aber die Genoſſen ließen Pfannkuch fallen,
um den in weiten Kreiſen perſönlich beliebten
Rechtsanwalt Landsberg aufzuſtellen, deſſen Kandk-
datur ſo wurde dem Sinn nach angegeben weite Kreiſe
aus dem Bürgertum herüberziehen werde. Die Auffaſſung des
gewünſchten Kandidaten vom proletariſchen Klaſſen-
kampfe und der Parteitaktik wurde völlig außer Acht
gelaſſen, obgleich das nach unſerer Anſicht das einzig ſach-
lich Entſcheidende für Aufſtellung oder Abſägung der
Kandidaturen von Genoſſen ſein ſoll. Sobald die Rückſichten
auf die Mitläufer aus dem Bürgertum beſtimmend bei
der Kandidatenauswahl ſind, wird die Partei von einer
Konzeſſion zur andern gedrängt. Genoſſe Landsberg er-
klärte übrigens damals klar und beſtimmt, daß er eine Kandi-
datur gegen Pfannkuch nicht annehme, vor einigen Wochen
wurde er jedoch ohne Widerſpruch aufgeſtellt.

Wie geſagt: ſollte Gen. Pfannkuch jetzt von den Berliner
Genoſſen aufgeſtellt werden, ſo wäre das eine Lehre für Magde
burg, die aber auch der ganzen Partei nutzen würde!

Die Landesorganiſation der Partei des Herzogtums Braun
ſchweig

hat ſoeben ihren Jahresbericht herausgegeben. Partei-Mit-
glieder hat die Organiſation 8316 gegen 7305 im Jahre 1909,
6547 im Jahre 1908, 5748 im Jahre 1907 und 3292 im Jahre
1906. Weibliche Mitglieder hatte die Parteiorganiſation 1908:
400, 1909: 1127 und 1910: 1397. Die Organiſation hat alſo
gegen das Vorjahr um 1011 Mitglieder, darunter 270 weibliche,
zugenommen. Jm Herzogtume haben im Berichtsjahre 634
Verſammlungen und Beſprechungen gegen 516 im Vorjahre
ſtattgefunden. Eine Agitationsſchrift Empor wird allmonat-
lich in 2700 Exemplaren unter der Landbevölkerung verbreitet.
Der Agitationskalender gelangte in 36 000 Exemplaren zur
Verteilung.

Der Volksfreund hat 12575 Abonnenten gegen 10 000 im
Vorjahre. Die neue Zeit wird in 138 (57), die Gleichheit in
422 (331), die Arbeiterjugend in 600, der Wahre Jakob in 3300
Exemplaren geleſen.

Die Jugendorganiſation zählt 555 Mitglieder; 154 im Vor-
jahre. Stadtverordnete und Gemeinderatsmitglieder zählt die
Partei 74, 23 in den Städten, 51 in den Dörfern. Auch einen
ſozialdemokratiſchen Gemeindevorſteher hat das Herzogtum,
der aber wohl nur beſtätigt worden iſt, weil der „nationale“
frühere Ortsvorſteher, ein Sozialiſtenfreſſer erſten Ranges,
infolge ſeiner laxen Auffaſſung von Ehrlichkeit jede Achtung
im Orte verloren hatte und weil man wußte, daß es bei Nicht-
beſtätigung des Genoſſen keinen Frieden im Orte geben würde.

Die Landesparteikaſſe hatte eine Jahreseinnahme von
12 961,24 Mk., eine Ausgabe von 10613,27 Mk., alſo einen
Kaſſenbeſtand von 2347,97 Mk. Zum Maifonds brachten die
Genoſſen 2570,43 Mk. zuſammen.

„——-—-„-„”J——-
Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht, Partei

nachrichten, Ausland, Gewerkſchaftliches, Feuilleton und Ver-
miſchtes Paul Hennig, für Lokales Otto Niebuhr,
für Provinzielles und Verſammlungsberichte Gottl. Kas
parek, ſämtlich in Halle.

Die heutige Nummer umfaßt 8 Seiten.

Vor mir liegen eine Menge

Berichte von Kranken,
welche eine Kur mit Lamſcheider Stahlbrunnen auf mein Anraten,
aber nicht unter meinen Augen gemacht haben. Alle dieſe Potienten
rühmen übereinſtimmend die ſehr bald zutage getretene Umſtimmung
der Verdauungsvorgänge, die bedeutend geſteigerte Eßluſt, die Ver
mehrung der Harnausſcheidung, und ſind voll des Lobes über die
merkwürdige Leichtverdaulichkeit des Waſſers. (Dr. med. 3.)
Aus Briefen: „Jch bin entzückt über den raſchen ausgezeichneten
Erfolg, den ich erzielt; habe ich doch nach kurzer Zeit einen herr
lichen Appetit erhalten, alle läſtigen Magenbeſchwerden ſind ver
ſchwunden, und die alle Tatkraft lähmende Schwäche nimmt
immer mehr ab.“ „Der Lamſcheider Stahlbrunnen hat mir
meine Kraft und meinen Mut wiedergegeben.“ Trinkkuren
im Hauſe warm empfohlen bei Blutarmut, Bleichſucht, Frauen
krankheiten, Magen und Darmleiden, Nervenkrankheiten, blut-
armen Zuſtänden, bei denen eine Mehrung der Blutmenge und
Beſſerung der Blutbeſchaffenheit notwendig iſt, z. B. nach Blut
verluſten inf. Operationen, Wochenbetten uſw., nach überſtandenen
erſchöpfenden Krankheiten, wie Jnfluenza uſw. Ausführliche
Mitteilungen über Kurerfolge, des Brunnens koſtenlos
durch: Lamſcheider Siahlbruunen in Düſſeldorf 8. 188.
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Direktor u. Besitzer: Paul Bläüthgen.
I 2Fiünal-Ringkàämpfe.

Boi den begonnenen h ä muss von den
nun noch anwesenden Ringern jeder mit jedem kämpfen.

Hente, Montag. ringen
Sabatier, Frankreich.Mour-teuic, Marokko gegen

Herrmann, Berlin Jakob Koch, Weltmeister.Fnteeneidungskamat

V tmois iNitschke, Tee Lau
hienstag den 23. August 1910 abends 8 Uhr

im „Wintergarten“ zu Halle a. S., Magdeburgerstr.,
Oeffentlicher Lichthilder- Vortrag

J nur für Männer WReferent: Gustav Weber.
Waänwerkrankheiten, deren Folgen für Ehe und

Fatmiiie. Ist Syphilisansteckung heilbar? Wolches sind die
Heilmittel? Personen unter 18 Jahren haben keinen Zutritt.

e 2 n vGasthof Kronprinz in Wildschütz.
Die beliebte Theatergeſellſchaft Rausch gibt vom Dienstag den

ugnſt ab Theater Vorſtellungen. W
Zum Schluß jedesmal Vorführung eines erſtklaſſigen Kinemato-

graphen. Eigene Muſik (Konzert-) Kapelle.
Es laden ein Direktor Rausch, Gaſtwirt Becke.

mm

gegen Mähren.

A

Konſumverein zu Menſelwitz
eingetr. Genoſſenſchaft mit beſchr. Hafipflicht.

Der Jnventuren halber bleiben die Verkaufsſtellen
wie folgt geſchlofſen:

Verkaufsſtelle 1, Schulſtraße, von Dienstag den 30. Auguſt mittags
dis Mittwoch den 31. Auguſt abends.

Verkaufsſtelle 2, Faſanenſtraſße, Donnerstag den 1. September.
Verkaufsſtelle 3, Fafanenſtraßße Schnitt u. Schuhwaren-Abteilung),

von Dienstag den 30. Auguſt mittags bis Donners
tag den 1. September abends.

Verk 1, Faſanenſtraſze (Materialwaren-Abteilg.), Mittwoch
den 31. Auguſt und Donnerstag den 1. September.

Verkaufsſtelle 5, Zechau, Dienstag d. 30. und Mittwoch d. 31. Aug.
Verkaufsſtelle 6, Rumoddorf, Donnerstag den 1. September.
Verkaufsſtelle 7, Starkenberg, Donnerstag den 1. und Freitag den

2. September
Verkaufsſtelle 8, Zitfendorf, Dienstag den 28. Auguſt.

Wir bitten die verehrten Mitglieder, bei ihren Einkäufen das
Vorſtehende berückſichtigen zu wollen. Die 29 Mark-VBitletts ſind
bis zu den Jnventuren in den in Frage kommenden Verkaufsſtellen
ab zuliefern. Kuverts zum Verpacken dieſer 20 Mark- Billetts ſind
in allen Verkaufsſtellen zu haben. Der Vorſtand.
e T Geiststr. 42.

Seste Gelegenheit bietet
Berndorfts billiger Verkauf.
an Strickgarne, Hormal- u. Barchenthemden

sehr billig.Taschentüch., Korsetts, Vntertaillen,
Schürzen,

weisse Hamen-, Herren- und Kinderhemden,
Seinkleider und Nachtjacken.

Aohtun,

Allen meinen werten Kunden, Partei und Gewerkſchaftsgenoſſen
zur gefl. Kenutnisnahme, daß ſich ab 22. Auguſt mein

2 9ergesehäftBergesnicht mehr Parzellenſtr. 7 im Perterre, ſondern in der 2. Etage
befindet. Jndem ich reelle und ſaubere Bedienung zuſichere, bitte
ich, mein Unternehmen auch fernerhin unterſtützen zu wollen.

wehen 2 5Hochachtungsvoll

M. Kacdrner, fliseur,
Parzelienstr. 7, I.

Bleichereme
er

ände in kurzer Zeit rein weiß. Wirk-
am erprobtes unſchädliches Mittel gegen unſchöne autfarbe, Sommer-en Leberflecke, gelbe Flecke, Hautausſchläge. it ausführl. Anweiſ.
Mt. bei Einſend. von 1.20 Mk. franko Man verlange echt „Chloro“
Laboratorium „Leo“, Dresden A. 1

Depots: Löwen-, Hirſch-, Hohenzollern- und Engel-Apo-
theke. Drogerien: W. Hoefer. Geiſtſtraße 59/60 0. Ballin jr.,
Leipzigerſtraße 63; Neumarkt Drogerie, Bernburgerſtraße 32;
Merkur-Drogerie, Ludwig Wuchererſtraße 75: Kaifer-Drogerie,
L. Wuchererſtraße 31; Medizinal-Drogerie, Gr. Ulrichſtraße 30.

P bennocheren Kerpeiven

C. F. Ritter,
i„eipzigerstrasse 90.

“bänze! kuten!

gar. leb. Ank.,
7Mon. alt, voll

b komm. ausgew.,

e ſedervoll,J fleiſchig, groß, ſchw. 10 Gänfe32.4,
12 Enten 20 A. Streusand,
Myslowitz 0.“Sahl. 78. m

frische Knickeler

e

„Chloro“ bleicht Geſicht und H

en SO vie an.

7 Talamtſtraße 7.

eit W.

Sperial Eier Erosshanälung

„Volhspark“
Dienstag den 23. August abends 8/2 Uhr

Gr, Garten-Konzert,
Engelmann'sches Streich Orchester.

Programm

l „Mein r MarschOuvertüre „Lebenslust“
„Liebesgeständnis“, Lied für T

Immer oder Nimmer“, Walzer

Wiener Blut“, Walzer

Potpourri a. d. Op. „Die Hugenotten. Meyerbeer.

Divertissement a. d. Op. „Die Meistersinger von Nürnberg“

Ouvertüre „Der Kalif von Bagdad Boieldieu.
Zwei ungarische Tuänze Nr. 5 u. 6. e Brahms.
„AMusikalische Revue“, Potpourri

CCECCCCäCQA)]“Ge2222

e 4 Schmidt-Berka.
a Cermak.

romipete u. Posaune Kegel.

Waldteufel.

R. Wagner.

Linke.
Foh. SGtrauss.

Zum Besuch unserer
Lokalitäten insbesondere
anseleg etaub- Konzert Gartens

mit offenen und gesohlossenen Kolon-
naden ladet hierdurch treundlichst ein

Die Gesohäàäftsleitung.

schönen Restaurations-
unseres einzig schön

c 7T-

populäres Handbuoh de

Modell eines
Preis J. O00 Mk.

Zu beziehen durch die

Dr. Lampeos

Fischeucht,
r Arten, Pflege, Zucht und

sämtlicher Krankheiten der Fische, sowie ein ausführ-

liches Naohsohlagewerk aller die
wasserfisoheroei betreffenden Vorrichtungen

Mit 336 IIlustrationen und einem zerlegbaren
Karpfens

Preis J.00 M.

dlung, ar

Kochfeinen neuen

e 6Fernspr. 1086 9

Man Sauerhko
offeriert in Oxhoften und ausgewogen

lange aon.,

Messer-
sehmied.

Kalserstrasse?7. Bätterfelci, Kaserstrasse 7.

Dampfsohleiferel. Vernickelungsanstalt,

9swald Suchker,
empfiehlt ſich

Messer-
sehmied,

z. Schleifen sämtl. Scheren, Rasiermesser etc.
Reparieren und Vernickeln. x

Lager

bester r Solinger Stahlwaren.
X Mosberg, Bielefeld: Maurer-Handwerkszeug.

C

teilung, daß ich Dienstag den 22.

Um freundlichen Zuſpruch bittet

Geſchüſftarröffunng.
Meiner werten Nachbarſchaft, Freunden und Bekannten die Mit-

Auguſt, 2wingerstrasse 1
Eingang Bertramſtraße), wieder eine

Vorkosthandlung
Dienstag den 23. Auguſt: W Schlaohtefest. W

eröffne.

Karl Haring.

Apollo Theater.
Direktion: Gustav Poller.

unter
Allabendlich

8.15 Uhr

lel (es Berliner Schausple! enrembles
itung v. Albert Hübener, Kgl. preuß. Schauſpieler a. D.

Xit beispiellosem Crfelg

Prinz und Bettlerin
Gr. vomant. Militär Schauſpiel in 4 Akten (7 Bildern)

v. W. Howard. Deutſch von Siegfried von Lus.
Um den Andrang an den Abendkafſen zu vermeiden,

iſt der Vorverkauf oder Vorausbeſtellung zu empfehlen.

Für Kipder-Fertel
Scheiben, Sterne, Anſchiess

vögel, nüteliche, praktiſche und
vin. Gegenſtände als Prämien

und Gewinne.
Papierlaternen, Luftballons.

Vereine u. Schulen srhbalt. Vorzugspreise,

C. F. Ritter,
alle a. S., Leipzigerstr. 90.

Grösstes Spezial-Geschäft
für Galanterie- und Spiel waren.

Anſichts Poſtkarten empfiehlt

Volksbuchhandl., Harz 4243.

Schw. Portemonnaie
mit Jnhalt v. Obſtweinſchenke
über Schäferei nach d. Peißnitz
verloren. Gegen Belohnung
abzugeben Albreehtstr. 28 pt.

Ammendorf.
Ehrenerklärung!

Die Beleidigung, welche ich gegen
Fräulein Marie Windel ausgeſprochen habe, nehme ich hiermit

reuevoll zurück.
Frau Marie Göbel.

Wohnüngs- Anzeigen

Torſtr. 56 (Nähe Steinweg
Hint. 2. Et. Woh. (2St., K. u. K.)
f. 300 M. 1. 10. z. v. Näh. i. Laden

J Arbeitsmarkt
Achtung! 6tredun.
Für die Ortſchaften des hieſigen

Bezirks ſuchen wir zum l. Oktober
l ZeitungsExpedient. u. 2 Austräger.

Parteigenoſſen hieſiger Zahlſtelle,
welche ſich um dieſe Poſten be-
werben, wollen ihre Meldung
ſchriftlich bis zum 4. Septbr. beim
1. Vorſitzenden des Sozialdemo
kratiſchen Vereins niederlegen.

Hausburſche geſucht, Lohn 8
Gr. Märkerſtr. 3, Glashandlung.

III
Kkanft stets

Artur Möbius
Halle a. S., Langestr.

Fernſprecher 1156.

Sotten Vogelfutter
Toologische Hapdbung, Wange 26.

luge Frauen
lesen: Schmerzlose Entbin-
dung, M. 2.--. Buch über die
Ehe m. 39 Abb., statt M. 2.50
nur 75 Pf., Kleine Familie
statt M. 1.70 nur 75 Pf.

R. Oschmann, Konstanz I. 249.

Morgen u. jeden DienstagS
lachtefe ſt.

Joh. Vischer,

Jeden Dienstag
Schlachtefest

O. Grabaum,
Mansfelderſtraße Nr. 3

Gänſe! Enten!
1910 Frühbrut,

vollkom. ausgew.,
federvoll, lief. unt.
Garantie leb. Ank.

tierärztl. unterſucht: 10 gr. ſchöne
Gänſe 30, 12 gr. ansgewachſene
Enten 20. P. Woledniger,
Podwoloczyska, via Breslau.
Gut erh. Kinderwagen billig z. vrk.

Merſeburgerſtraße 16, III r.
Damenhaar kauft Glauchaerstr. 79, Frsri.

Regjubren jeder Art beſ. bill.
Alb. Ackermann, Mühlberg 10.

d Nacht.
Er. Virlehatr. 27,

obere Leipzigerstr. 68.

et firma und Hanne
tte penan n achten

nnnnnS

K

T DZZFür die Jnſexate verantwortlich:

Briketts
frei Gelass Halle in Fahren pro Zentner von 58 P fg- an.

Unsere bisher geführten Pa. Marken zu bekannten Sommerpreisen. 2

Sachse&Iäller, u. d. Kobenadtellungkd. linie äStröfer,

Hordorferstr. 1. Telephon 59.

Suche f. 1. Sept. u. 1. Okt. Stellg.
f. eine tücht. Köchin, Mädchen f. alle
Hausarb., Waſchmädch., Hausmädch.
u. jüng. Mädch. Aufwartg. f. 2St.fr.
Keine Stellenvermittlerin. F. beide
Teile koſtenl. Zu ſprech. nur 4-7 Uhr.
Fr. Rühle, Ludw. Wuchererſtr. 56.

X Hausarhbeiterinnen
X auf Girlanden ſofort geſucht.

Gebr. Ohmann, Papierwaren-
fabrik, G. m. b. H., Dessauer-

M strasse 5.

Kusnahme-Woche.
ehe Tafelkönigin, eeeeeereeen. 9äw

„Behaftet mit hartnäckigem

Hautausschlag,
ich nach 1 Stück Zucker's

g ein vollſtändig reines Geſicht. gebrau hre Seife zeitlebens.
W. in Guben.“ à Stck. 50 Pf.

(15*/0 ig) und 1.50 M. (35/oig,
a ihier. 75 z psesorzge

u.
ferner ZuckeebSeife (mild) 50 Pf.
und 1.50 M. Jn allen th.,
Drog. u. Parfüm. erhältl. Nichts
anderes aufreden laſſen. Es gibt
dafür keinen Erſatz!

Obrtschalen Ohhchüuzeln
empfiehlt

C. F. Ritter,
Leoipaigerstrasso 90.

Standesamtliche Rachrichten

HalleSüd (Steinweg 2) 20. Aug.
Aufgeboten: Arbeiter Prill u.

r Jordan (Dieskauerſtr. 14).
rbeiter Pachna und Marie

Bargenda (Schloſſerſtraße 12 u. 9).
Bauunternehmer ohr und
M. Krauſe (Treuenbrietzen und

alle). Heizer Linke u. L. Stiller
(Brandenburg a. H.). Oberleut-
nant Hoffmeiſter und H. Müller
(Halle und Lauban).

Etzeſchließungen Arbeiter
Schurig und Hedwig Schneider
(Taubenſtr. 5). Schmied Menzen-
hauer und Emma Krypehne
(Pfännerhöhe 34 und Neumarkt-
ſtraße 14). Tiſchler Dewitz und
Anna Barnack (Graſeweg Za und
Dieskauerſtraße 12). Kaufmann
Bab u. Minna Weinſtock (Berlin
und Bergſtraße 7).

Sceinkor T.

ndelsmanns
thilde geb.

forte, 47 J. (Graſeweg 18).
riefträgers Wechſung aus Gors

leben T., 3 J. derſtr. 21).
Portiers rodt aus Diemitz
Ehefrau arie geb. Werner,
64 J. (Prinzenſtraße 11). Dach-
deckers Scheibe S., 9 Mon. (Hirten
ſtraße 1). Bergmanns Siebert
aus BurgörnerNeudorf S., 2J.Klinik). gelegt a. D.
Stadelmann, 67 J.
ſtraße 8).
Halle-Nord (Gr. Brunnenſtr. Za).

20. Auguſt.
Eheſchließzungen: Klempner

Mäder und Elſa Gottſchalk (Trift
ſtraße 29 und Reilſtraße 42).
Malermeiſter Roth u. Wargarete
Hattorf (Wettin und L. Wucherer
e 43). Töpfer Müller und
uiſe Parſch (Große Brunnen
traße 24 und Große Goſenſtr. 38).

ureauvorſteher Roſch u. Frida
Becker (Alte Promenade 832 und
Albrechtſtr. 19), Schloſſer Wirth
und Frida Grübe (Schkenditz und
Eichendorffſtraße 5). Arbeiter
Herbſt und Martha Rehn (Leipzig
und Hohenzollernſtr. 38). Bäcker
Böttger und Anna Brand (Geiſt
ſtraße 4 und Klausbergſtraße 5b).
Handelsmann Tetzner und Luiſe
Mehl geb. Funke (Wettinerſtr. 22).
Geboren: Former Jung T.

(Eichendorffſtraße 5). Stellmacher
Kohl S. (Trothaerſtraße 25).

Geſtorben: Witwe Thierbach
geb. Thierbach, 72 J. (Oppinerſtraße Arbeiter chneider,
28 J. ſehen e 23). Stell
machermeiſter Senſenhauer aus
Pretzſch, 53 J. (Diakoniſſenhaus).

gebe, ſolange Vorrat reicht:
1 Butterglocke im Werte von 35 Pfennig gratis,

ſonſt 2 Tafeln Schokolade gratis.
KüchenkKönigin, feinſte Süßmargarine Pfd. 74 Pf.

hierauf 2 Tafeln Schokolade ratis.Schmalz Pfo. 68Pf. ff. Marmelade e 103 f.

Frisohe Butter Stück 60 Pf.

Harte Thür. Cervelatwurst m. kl. Fehler Pfd. 60Pf.
Westt. Schinkenwurgt eine Delikateſſe (bekannt) Pfd. 55 Pf.

wrto frische Eier Stück S u. G Pf.5 Kiel. Büoklinge 20 Pf., S fette runde ar 20 e
Harte Thüringer Knaok tBouillonwürfel X r Se 20

ötto 6ottschulk u. Flllalen.
Rob. Jlgn er. Drud der Halleſch. Genoſſenſch.-Buchdruck. (E. G. m. b. H.) Verlegex vorm. Aug. Groß jett A. Jähnig. Sämil. i Kaſſe

eyſchlag
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Beilage zum Volksblatt.
Nr. 196

Fleiſchwucher.

Die Folgen der agrariſchen Politik.
Wir haben geſehen, daß bei der Bildung der Fleiſchpreiſe drei

Umſtände zuſammenwirken: die Sperrung der Grenzen und
die Erhöhung des Zolls haben den deutſchen Markt iſoliert, die
deutſche Landwirtſchaft produziert nicht genügend Schlachtvieh,
das Angebot bleibt hinter der Nachfrage zurück; dieſer Umſtand
befeſtigt die Macht der Viehhändlerringe, die künſtlich die Preiſe
ſteigern. Schließlich erfolgt eine weitere künſtliche Verteuerung
des Fleiſches durch die Schlächter, die ebenfalls Ringe bilden.

Natürlich ſchiebt nun einer die Schuld dem andern zu. Die
agrariſche Preſſe iſt krampfhaft bemüht, nachzuweiſen, daß die
Preiſe, die die Landwirte erzielen, in gar keinem Verhältnis
ſtehen zu den Detailpreiſen des Fleiſches; ſie ſchimpft alſo weid-
lich auf die Händler und Schlächter. Jm letzten Falle vergißt
ſie dann ganz die ſchöne Parole von der „Solidarität des
Mittelſtandes in Stadt und Land“. Die Viehhändler ſuchen ſich
reinzuwaſchen, indem ſie gegen die Agrarier wettern und
großen Grimm über die Erſchwerung des Außenhandels
heucheln. Sobald jedoch die Rede auf Oeffnung der Grenzen
für amerikaniſches und auſtraliſches Fleiſch kommt, werden ſie
plötzlich eifrige Schutzzöllner. Die biederen Ochſenmörder ringen
die Hände über die böſen Agrarier und rupfen tränenden
Auges die Konſumenten, indem ſie die Fleiſchpreiſe ſteigern und
allerhand Schund in die Wurſt ſtopfen.

Sie haben alle miteinander recht mit ihren Anklagen, die
weil ſie ſamt und ſonders an dem nichtswürdigen Fleiſch
wucher beteiligt ſind.

Sehen wir nun zu,
ſtänden geſtalten.

Wir haben da zunächſt eine reichsamtliche Zuſammenſtellung
der Schlachtviehpreiſe für Berlin von 1890 bis 1909. Berechnet
man daraus die Durchſchnittspreiſe für die einzelnen Jahr-

ſo ergibt ſich folgendes Bild: es koſtete in Berlin in
ark:

wie ſich die Preiſe unter dieſen Um-

1891-95 1896-1900 1901-05 1906-09
Rindvieh Schlachtgewicht 116 114 123 141
Kälber 107 120 135 160Hammel 1901 108 123 146
Schweine Lebendgewicht 102 98 113 123

Jm DOurchſchnitt der Jahre 1906 bis 1909 waren alſo die
Preiſe in Berlin höher als im Durchſchnitt der Jahre 1890 bis
1895 für Ochſen um 201 Prozent, für Kälber um nahezu 50
Prozent, für Hammel um 441 Prozent, für Schweine um 20
Prozent.

Jn andern Städten vollzog ſich die Bewegung ähnlich, wo
bei die Steigerung in einzelnen Orten noch größer iſt. Es iſt
alſo in den letzten zwanzig Jahren eine geradezu horrende
Preisſteigerung eingetreten. Dabei ſind ſeit 1906, ſeit dem
großen agrariſchen Zollraubzug, die Preiſe ſprunghaft gegen
früher geſteigert worden.

Beobachtet man die Preiſe der letzten Jahre ſeit 1906, ſo
zeigt ſich in den meiſten Städten der höchſte Preisſtand in den
Jahren 1906 und 1907, während in den nächſten beiden Jah-
ren die Preiſe etwas im Weichen waren. Das erklärt ſich
daraus, daß das Jahr 1906 eine ſchlechte Ernte der Futter-
ſtoffe brachte les wurden damals 130 Zentner Kartoffeln vom
Hektar geerntet, gegen 145,7 Zentner im Jahre 1905, und auch
die Rübenernte war gering). Außerdem wurde aber durch die
Zollerhöhung der Handel geſtört. Drittens waren 1906 und
1907 die Jahre der Hochkonjunktur, was zweifellos die Nach-
frage belebte. Das Einkommen der Arbeiter war etwas reich-
licher, und ſofort wurde auch der Lebensunterhalt teurer. Die
Jahre der Kriſe haben dann die Nachfrage eingeſchränkt: in
Tauſenden und Abertauſenden von Haushaltungen war
Schmalhans mehr denn je Küchenmeiſter, und nun fielen die ſtaaten.

Halle a. S., Dienstag den 23. Auguſt 1910

Preiſe, ohne daß freilich den Arbeitsloſen damit viel geholfen
war. Jetzt ſind die Preiſe wieder im Steigen, ohne daß ein
durchſchlagender Grund nachzuweiſen wäre. Die Ernte der
Kartoffeln und Rüben war 1909 reichlich und derſpricht auch
in dieſem Jahre gut zu werden. Nur Heu wurde etwas weni-
ger geerntet, aber das kommt weder für die Vieh noch für die
Schweinemaſt in Betracht.

Bemerkenswert iſt auch, wie ſtarken Schwankungen die Vieh-
preiſe zurzeit unterworfen ſind. Es ſchwankte z. B. der Preis
für Ochſen in Leipzig im Jahre 1909 zwiſchen 152 und 169 Mk.
pro Doppelzentner im Durchſchnitt der einzelnen Monate, für
Schweine zwiſchen 124,30 und 145,80 Mk. Hier kommen die
Praktiken der Viehhändlerringe ſehr deutlich zum Ausdruck.

Die Detailpreiſe folgen im großen und ganzen den Schwan
kungen der Viehpreiſe. Aber die Schlächtermeiſter machen
ihren Rebbach, ihr Extraprofitchen, indem ſie beim Sinken der
Viehpreiſe möglichſt lange bei den hohen Preiſen feſthalten
und beim Steigen der Viehpreiſe die Fleiſchpreiſe in höherem
Maße hinaufſetzen. Man kann das verfolgen, indem man die
Viehpreiſe und die Preiſe im Kleinverkauf vergleicht. Als
Beiſpiel ſetzen wir die Preiſe für Leipzig her, wobei die Groß-
handelspreiſe für Kälber (Schlachtgewicht) und die für
Schweine (Lebendgewicht) einerſeits und die Detailpreiſe für
Kalb- und Schweinfleiſch (alles in Pfennigen pro Kilogramm)
nebeneinander ſetzen und die Spannung zwiſchen beiden Preis
notierungen berechnen. Es war der Preis für:

Kalber Kalbfl. Detz hreis Schweine Schweinefl. Ntgurr.

1905 98 136 36 130 142 121906 106 140 34 138 154 161907 104 134 30 114 132 181908 100 134 34 120 134 141909 96 134 38 136 152 16Nun berufen ſich die Agrarier vielfach darauf, daß nicht nur
in Deutſchland die Viehpreiſe ſteigen, ſondern auch im Aus
lande. Jndeſſen iſt das ein ſehr gefährliches Argument für
die Herren. Erſtens ſind ganz zu ſchweigen von den Agrar-
ländern, wie Rußland und die Balkanſtagten, wo die Vieh-
preiſe kaum die Hälfte der deutſchen erreichen, abgeſehen auch
von England, wo der Bevölkerung das wohlfeile überſeeiſche
Fleiſch zur Verfügung ſteht die Viehpreiſe in nichtdeutſchen
Städten bei weitem niedriger. Es genügt, neben die Preiſe
für Berlin die für Rotterdam und Kopenhagen zu ſtellen, die
mit jenen durchaus vergleichbar ſind (es beſtehen kleine Unter
ſchiede in der Bezeichnung der Qualitäten, aber es wird hier
wie dort nach Schlachtgewicht für Rinder und Lebendgewicht
für Schweine gerechnet). Es waren nämlich nach der Berech-
nung in den amtlichen Vierteljahrsheften die Preiſe pro
Doppelzentner im Jahre 1909:

in Berlin in Rotterdam in Kopenhagen
Ochſen beſter Qualität 148,60 118,40 106,80
Schweine beſter 138,00 93,90 104,60
Kälber 183,40 168,50 131,10Hammel 150,80 83,60 SZweitens ſind in Rotterdam wie in Kopenhagen die Preiſe

in den letzten zehn Jahren, abgeſehen von den üblichen Schwan
kungen, nicht geſtiegen. Nur in zwei Ländern hat eine ähnlich
ſprunghafte Steigerung der Fleiſchpreiſe wie in Deutſchland
ſtattgefunden, nämlich in den Vereinigten Staaten von Nord
amerika und in Oeſterreich. Jn den Vereinigten Staaten war
es der Fleiſchtruſt, der einen infamen Warenwucher in den
von ihm beherrſchten Städten trieb und damit die Wut der Be
völkerung hervorrief, die ſich in dem Fleiſchboykott äußerte.
Jn Oeſterreich beſteht das niederträchtige Syſtem der „Ver-
zehrungsſteuern“, das den Einwohnern der Großſtädte das
Fleiſch in unſinnigſter Weiſe verteuert. Dazu kam, daß auch
hier die Agrarier die Sperre für Vieh und Schweine durch-
geſetzt haben, nämlich die Sperre der Grenze gegen die Balkan-

Früher wurde viel ſerbiſches und rumäniſches Mager-

21. Jahrg.

vieh eingeführt, das in Oeſterreich gemäſtet wurde, und dieſes
Vieh fehlt zurzeit. Sofort haben aber, genau wie in Deutſch
land, die Händler dies ausgenutzt, um die Preiſe zu ſchrauben.
Deshalb wird heute in Oeſterreich der Ruf nach Oeffnung der
Grenze erhoben. Davon will indeſſen die Regierung nichts
wiſſen. Dagegen wird ein Ausfuhrverbot erwogen. Man darf
geſpannt ſein, was dabei herauskommt. Sehr wahrſcheinlich
iſt, daß in dieſem Falle an manchen deutſchen Märkten, die
öſterreichiſches Vieh beziehen (die ſächſiſchen und bayeriſchen
Städte) der Preis horrend ſteigt, aber in Wien nicht bedeutend
ſinkt, weil der Händlerring durch ein Ausfuhrverbot nicht ge
brochen wird.

Drittens aber iſt die Berufung der Agrarier auf die angeb-
lichen hohen Preiſe im Auslande gerade für ſie denkbar un-
logiſch. Wenn es nämlich richtig wäre, daß eine allgemeine,
internationale Verteuerung der Viehpreiſe eingetreten iſt, dann
iſt ja der hohe deutſche Zoll offenbarer Wahnſinn. Einen
Zoll, der „die Ueberflutung des deutſchen Marktes mit zu
Schleuderpreiſen verkauften ausländiſchen Waren einen Damm
entgegenſetzen ſoll“ um uns der agrariſchen Ausdrucksweiſe
zu bedienen mag man noch mit Scheingründen verteidigen.
Wenn aber dieſe ausländiſche Ware nicht verſchleudert wird,
wenn ihr Preis ſteigt, dann iſt doch offenbar eine Verteuerung
dieſer Ware ein offenkundiges volkswirtſchaftliches Verbrechen.
Beſonders wenn es ſich um eins der notwendigſten Lebens
mittel handelt und die einheimiſche Landwirtſchaft den Be
darf zu decken nicht imſtande iſt. An ſich teure Lebensmittel
noch künſtlich durch den Zoll verteuern, den Hunger herbei-
führen, um Großgrundbeſitzern und Viehhändlern enorme
Extraprofite zu verſchaffen, das iſt eine Jnfamie.

Das Reſultat dieſer Wucherpolitik zeigt ſich der Konſum
geht zurück. Solange die Hochkonjunktur andauerte, konnte
die Bevölkerung noch die hohen Preiſe ertragen, aber 1909
zeigt ſich bereits eine abſolute Abnahme des Fleiſchkonſums.
Das neueſte Statiſtiſche Jahrbuch für das Deutſche Reich weiſt
nämlich folgende Zahlen auf über die Zahl der Tiere, die der
Fleiſchbeſchau unterlagen (und das iſt ſämtliches in öffent-
lichen Schlachthäuſern geſchlachtete Vieh, unberückſichtigt ſind
nur die Hausſchlachtungen):

1909 mehr1909 1908 od. weniger
Ochſen, Bullen u. Kühe 2939 951 2726 054 213 887
J erinber 1181 597 1046 437 145 160älber 5136768 4753 337 384 431Schafe und Ziegen 2982241 2765 579 216 562
Scheine 15 530 775 16 508 483 977 708
Die Summe von Fleiſch, die dieſe Schlachttiere lieferten,

läßt ſich auf folgende Weiſe ermitteln: Das durchſchnittliche
Gewicht beträgt (nach Angaben der Regierung in der Denk
ſchrift zur Begründung des Zolltarifs) für Ochſen, Bullen und
Kühe 5 Doppelzentner, für Jungvieh 83,5, Kälber 0,5, Schafe
und Ziegen 0,60, Schweine 1,5 Doppelzentner. Die Schlacht
ausbeute aber wird bei allen Tierarten angegeben auf 50 Pro
zent des Lebendgewichts, bei Schweinen auf 1,25 Doppel-
zentner pro Stück. Wir haben alſo als Schlachtausbeute zu
rechnen bei Rindern 250 Kilogramm, bei Jungvieh 1,75, bei
Schafen und Ziegen 30, bei Kälbern 25 und bei Schweinen 125
Kilogramm. Das ergibt ein Mehr bei den erſten vier Fleiſch
gattungen von 84 819 015 Kilogramm, aber ein Weniger bei
Schweinen von 122 213 500 Kilogramm. Somit insgeſamt
38,4 Millionen Kilogramm weniger an konſumiertem Fleiſch.

Gerade der überaus ſtarke Rückgang der Schweineſchlach-
tungen beweiſt die ganze Miſere: es iſt in erſter Linie die Ar
beiterbevölkerung, die ihren Fleiſchbedarf durch den Kauf
billiger Wurſt deckt, und hier iſt der Rückgang eingetreten.

Allerdings: die Roßſchlächtereien machen gute Geſchäfte!
Es wurden 1909 151 357 Pferde gegen 137 247 im Vorjahre ge
ſchlachtet.
Renn haben es herrlich weit gebracht unter dem agrariſchen

egime!

[Nachdr. verb.m Im Dunkel.
Erzählung von Guſtav Janſon.

leberſetzung aus dem Schwediſchen von A. Lütjohann.

Auch ein oberflächlicher Beſchauer mußte gewahr werden, wie
ſich alles bewegte, die Lage veränderte, ſich verſchob. Jn den
Zeitungsſpalten wurden die Rufe immer lauter und geller.
Alle Werte wurden in den Schmelztiegel geworfen, ſollten ge-
prüft und geläutert werden. Es geſchah etwas in der Tat
Unfaßbares, das darin beſtand, daß eben nichts geſchah. Für
eine Geſellſchaft, die an Leben und Bewegung gewöhnt, für die
eine ununterbrochene Tätigkeit das Natürliche bildete, war
dieſe Stille eine Revolution. Um was ſich der Kampf drehte,
wie er angefangen, war jetzt nach Verlauf zweier Wochen ſo
ſehr in den Hintergrund gerückt, daß niemand weiter danach
fragte. Man war wiederum einmal, und zwar aufs Schmerz-
lichſte an das erinnert worden, was alle ſchon vorher wußten,
aber doch ſo gern vergeſſen wollten, daß eine unüberbrückbare
Kluft die Geſellſchaft ſpaltete, deren Mitglieder voneinander
trennte und ſie in zwei feindliche Lager teilte. Auf der einen
Seite ſtanden diejenigen, die ſich im Recht glaubten, wenn ſie
das Beſtehende im Guten und Schlimmen verteidigten, auf der
andern wartete eine wüſte Maſſe, voller Erbitterung, weil man
ſie ſtehen ließ, wo ſie ſtand, und ohne Vermögen, ſich verſtänd-
lich zu machen, geſchweige denn Gehör zu finden, wenn ſie nachihrem Recht rie.

Der Baron hatte den alten Juriſten zum Bahnhof begleitet.
„Es hat ordentlich geweht,“ meinte der alte Herr, als die

Rede, wie es natürlich war, auf die Ereigniſſe der letzten Wochen
kam, „aber es iſt doch kein Sturm geworden.“ Er war bei aus
gezeichneter Laune und lachte fröhlich.

Der Baron, der von vielem Drinnenſitzen blaß geworden,
und den ſein Grübeln über Probleme, die er nicht löſen konnte,
mager gemacht, nickte ſtill.

„Jch möchte wiſſen, weshalb man darauf beſteht, gerade unſer
Zeitalter für ſo aufgeklärt zu halten,“ ſagte er.

„Vielleicht deswegen, weil wir's fertig gebracht haben, noch
einige neue Jrrtümer zu der langen Reihe der ſchon begangenen
zu legen,“ meinte der alte Herr ſcherzend. „Ein neues Jahr-
hundert wird die Zahl noch vergrößern und ſich ſiegreich durch
die Folgen hindurchkämpfen. Das wird ſich dann mit noch

Recht das alleraufgeklärteſte nennen. Nein, Sie
dürfen mir, wegen der Unruhe um uns herum, nicht ſo zer-
fahren werden. Sie müſſen doch einſehen, daß es ein Beweis
von Ueberlegenheit iſt, wenn man gerade jetzt ſich ſein Gleich-
gewicht erhalten kann.“

Der Baron hörte, daß ſein Begleiter etwas ſagte, aber nicht

r Er ging noch immer ſeine eigenen Gedankenwege und
meinte:„Unſer einziger Troſt iſt, daß die Wahrheit durch die ihr
innewohnende eigene Kraft doch ſchließlich ſiegen muß.“

Der alte Juriſt lächelte. Er amüſierte ſich ſcheinbar ſchon
im voraus über das, was er ſagen wollte.

„Jch höre, Sie benutzen den Singular.“
„Gibt es denn mehr als eine Wahrheit
„Ob es die gibt? Nehmen Sie einmal an, daß Sie recht

hätten, zu welchem betrüblichen Reſultat kämen wir da nicht.
Die einzige arme Wahrheit gegenüber einer n Maſſe
großer und kleiner Lügen. Müßte dabei die Wahrheit nicht
jämmerlich zu kurz kommen

„Jch rede im Ernſt,„ ſagte der Baron vorwurfsvoll.
„Das tue ich auch,“ antwortete der alte Herr freundlich.

„Nein, mein junger Freund, wir tun am klügſten, wenn wir
annehmen, daß es viele Wahrheiten gibt, und Wahrheiten, die
ſehr verſchiedenen Wert und verſchiedene Lebensdauer haben.
Jch merke, Sie beſchäftigen ſich nur mit dem, was gerade jetzt
geſchieht. Nun wohl, laſſen Sie mich's Jhnen eingeſtehen, daß
meine ganze, ungeteilte Sympathie auf ſeiten derer iſt, die
augenblicklich am wenigſten Unrecht haben. Aber wer die ſind,
kann ich Jhnen nicht ſagen.“

Er dachte einen Augenblick nach und fügte dann hinzu:
„Aanatole France läßt irgendwo eines ſeiner Sprachrohre
folgende Aeußerung machen: „Auf der Stelle, an der der
Bürger ſeine dummen und grauſamen Vorurteile verwahrt,
hat der Arbeiter noch einen großen leeren Raum.“ Ich will
nicht behaupten, daß ſich das gerade ſo verhält, immerhin ſind
dieſe Worte beachtenswert. Weder der Bürger noch der Ar-
beiter ſind einſtweilen danach angetan, die geſellſchaftliche
Maſchinerie inſtand halten zu können. Ja, gewiß, Sie woll-
ten ſagen, daß im großen und ganzen geſehen, es doch eben
der Bürger iſt, der heutzutage die Geſchichte beſorgt. Denken
Sie ein wenig nach und Sie müſſen einſehen, daß Sie an der
wirklichen Wahrheit gehörig vorbeigeſchoſſen und nur die offi
zielle geſtreift haben. Jn Wirklichkeit ſind es die Beamten
und das Militär, die die Sache machen. Allerdings zur Zu
friedenheit der Bürger, aber nicht deswegen, weil ſie den Bür-
ger nötig hätten, ſondern der Bürger braucht ſie. Falls die
Arbeiter in abſehbarer Zeit dahin kommen, daß ſie an die
Stelle der Bürger rücken oder ſich mit dieſen in die Macht
teilen, werden die Beamten dennoch genau wie früher ihres
Amtes walten. Und falls es noch Militär gibt, wird es un-
gefähr ebenſo wie jetzt auf Befehl eingreifen müſſen. Wir
und das Militär verteidigen nämlich alle Zeit das Beſtehende,
und es iſt eigentlich nur das Beſtehende, was zu allen Zeiten
ſeine Geſtalt gewechſelt und verändert hat.“

„Sie ſcherzen,“ ſagte der Baron mit einem matten Lächeln.
„Nennen Sie es ſo, oder ebenſo gern Ernſt. Da Sie ja

cheinbar dieſe Bewegung ſehr genau verfolgt haben, ſagen Sie

mal, was glauben Sie denn, was ein Dozent der Geſchichte um
einige hundert Jahre über unſere Streiks und Boykotts ſchrei-
ben wird? Wenn er es überhaupt tut, ſieht er vermutlich ihre

in Gründen, auf die wir niemals verfallen ſind.
Und ſein Urteil über die Jntelligenz der Vorfahren wird nicht
erade milde ſein. Aber was ſollen dieſe Vermutungen Man
ann ſeine Zeit beſſer verwenden, als ſich über ſolchen Rätſeln

den Kopf zu zerbrechen. Es gibt genug anderes zu ſehen. Jſt
es nicht plaiſierlich, wie wohlhabende oder ſtrenge Herren um-
ſchichtig dem gror Publikum den rechten Glauben beibringen
wollen und die Arbeiter über das belehren, was ſie zu tun
haben? Die meiſten dieſer Herren haben in ihrem Leben
noch keinen Grubenarbeiter geſehen und haben nicht die
blaſſeſte Vorſtellung von ſeinem Beruf. Sie kennen weder ſeine
Gedankenſphäre, ſeine Gefühle, noch ſeine Bedürfniſſe, aber
ſie wiſſen aufs Haar, wie er ſich jetzt und in Zukunft zu ver
halten hat. Sie mögen mir glauben oder nicht, aber ſie wiſſen
beſſer Beſcheid von den Eingeborenen in Zentral- Afrika als von
ihren eigenen Landsleuten. Ueber die Neger ſind genug
intereſſante und gut geſchriebene Arbeiten herausgekommen,
aber ſoviel ich weiß, haben nicht mal die Sonntagsnummern
der großen Zeitungen den Verſuch unternommen, das Leben
unſerer Arbeiter zu ſchildern. Sie ſind das große Unbekannte,
das X, von dem die Löſung der Gleichung abhängt. Aber
bilden Sie ſich nicht ein, daß die Forſcher ſich zu etwas ſoUntergeordnetem herablaſſen. Wir haben ja noch den Südpol

und die weißen Flecke auf der Landkarte. Denken Sie ja nicht,
daß man auf Entdeckungsreiſen ins Reich der Maſſen geht,
ſolange derartige Aufgaben ungelöſt ſind. Na, die Maſſen
bringen ſich eben ſelber in Erinnerung, und eines Tages ent-
decken ſie ſich auch ſelber. Und dann kommt wohl dies Neue
mit neuem Zank und Streit und

„Sie meinen doch nicht, daß die Sozialdemokratie
„Warum reden Sie nicht aus?“ fragte der alte Herr, als der

Baron eben ſo ſchnell anhielt, wie er dem Frageſteller ins
Wort gefallen war. „Na, da will ich Jhnen ſagen, wie ich mir
die Sache denke. Die ſiegende Jdee unterſcheidet ſich von der
kämpfenden genau ſo wie die Außenſeite der Hand von ihrer
Jnnenſeite. Wenn die Zeit für die künftige Veränderung da
iſt und das Neue, mag es nun Sozialismus heißen oder im
Laufe der Zeit einen andern Namen gekriegt haben, die Herr
ſchaft antritt, wird es ſich vermutlich zeigen, daß es ungefähr
das iſt, was der Zeit vor hundert Jahren not getan hätte.
Sehen Sie, es iſt eben das Kennzeichen unſeres Geſchlechts, daß
die Kindeskinder unſerer Kindeskinder müde und ärgerlich die
Arbeit verrichten müſſen, die uns heute von Rechts wegen
zukäme.“

Der Baron ſah zur Seite und antwortete ein wenig kühl:
d bewundere nicht gerade Jhre Lebensanſchauung, aber

ich beneide Sie um Jhre gute Laune.“
Fortſetzung folgt.
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MWörderprinz Arenberg.
Prinz Proſper von Arenberg hat das Sanatorium

des Dr. Lauenſtein in Oberode verlaſſen, um ſich in Be
gleikung eines vom Vormundſchaftsgericht beſtellten Herrn
nach T zu begeben, wo er eine Farm übernehmen
ſoll. Dieſe Nakhricht wird nirgends Ueberraſchung hervor
rufen, denn ſeit vor ſechs Jahren der Prinz aus dem
Gefängnis von Tegel dem Badeort Ahrweiler überſiedelt
war, zweifelte niemand daran, daß dieſem gemeingefährlichen
Verbrecher damit auch die volle Freiheit wiedergegeben war.
Jetzt reiſt der glückliche Prinz als freier Mann nach dem
freien Amerika, neue Taten liegen vor ihm. Ehe wir aber
von ihm einſtweilen Abſchied nehmen, ſei ſeine bezeichnende
hohe Lebenzgeſchichte, die unglanblichſte Verkettung von Mili-
täre, Kolonial- und Juſtizſkandal, noch einmal kurz wieder
gegeben.

Prinz Proſper von Arenberg ift ein Sproß des vonnehmſten
katholiſchen Adelsgeſchlechts in Deutſchland, Vetter
des verſtorbenen Zentrums abgeordneten Prinzen Franz
von Aſſiß, einziger Bruder des jetzigen Reichstagsabgeordneten
und pretktßiſchen Herrenhausmitglieds Engelbert Herzogs
von Arenberg, der vom Zentrum den Wählern als
Kandidat präſentiert wurde mit der Begründung, daß er zu
den Jntimen n II. gehöre. Der bekannte Zentrums
abgeordnete am Zehnhoff, der das beſondere Vertrauen der
Avenbergfrhen Familie genießt, iſt ſektn Vormund. Der im
Jahre 1875 geborene Prinz zeigte ſchon als Knabe verbreche-
riſche Neigungen, er beging die raffinierteſten Tierquälereien
und mißhandelte Dienſtboten und Lehrer. Obgleich der
Familie die verbrecheriſche Veranlagung des Prinzen bekannt
war, ſetzte der Bruder Herzog ſeine Aufnahme in das Offizier-
korps des 4. Weſtf. Küraſſierregiments durch, dem er ſelbſt
angehörte und deſſen Kommandant damals der ſpätere Kriegs-
miniſter Herr v. Einem war. Als Herr v. Einem in den
Reichstagsdebatten des Jahres 1904 wegen der Aufnahme des
Prinzen Proſper von Bebel zur Rede geſtellt wurde, ſchob er
die Schuld auf den Herzog von Arenberg, von deſſen
Charakter er hätte annehmen müſſen, daß er ihm Mit-
teilung von den früheren Verfehlungen ſeines Bruders gemacht
haben wurg

Der Prin
durch das

wurde alſo wie andere Angehörige ſeines Standes
ähnrichseramen gepreßt und begann ſeine Offi-

zierslan ſofort mit der Mißhandlung ſeiner
nvrerge en. Ein Offizier, der ihn zu beruhigen ver-
fuchte, wurde von ihm gepackt und an die Wand ge-
ſchlexnde,rt, ſo daß er nur wie durch ein Wunder mit
dem Lebe davonkam. Alle dieſe meiſt im Kognakrauſch vHe-
gangenen Exzeſſe wurden vertuſcht, der Prinz hatte nur
ein pagr Taße „Siubenarreft“ abzuſtzen wegen Beleidigung
eines jmigen Mädchens und Mißhandlung eines Untergebenen
und wurde ſowöann mit einem gkaänzenden Zeugnis nach Süd-
weſtafrika abgeſchoben.

Der damalige ſehr humane Gouverneur Oberſt Leutwein
wurde ohne jede Benackrichtigung über den wahren Charakter
ſeines nennen Untergebenen gelaſſen und nahm daher keinen
Anſtand, dem Prinzen ſofort einen höchſt verantwort-
lichen ſelbſtändigen Poſten im Jnnern des Landes
anzuvertrauen. Das entſetzliche Treiben des tollen Offiziers,
der ſich durch ſeine Familienverbindungen und die
Stellung ſeines Vetters als Kolonialreferenten des Reichs
tags noch beſonders gedeckt fühlen mochte, hat weſentlich zur
Entſtehung des ſüdweſt afrikaniſchen Krieges bei-
gerragen, der dem deutſchen Volk ſoviel Blut und Millionen
gekoſtet hat und der ſchließlich noch zur berüchtigten Wahl-
mache des Winterg 1906/07 ausgenutzt worden iſt. Der Prinz
regierte in ſeinem afrikaniſchen Reich wie der grauſamſte
Sultan, er mißbrauchte alle jungen Weiber, deren er
habhaft werden konnte und mißhandellte ſie oft in der
grauenhafteſten Weiſe mit der Nilpferdpeitſche. Eines
Tages ſchoß er auf einen katholiſchen Feldgeiſtlichen, glück-
licherweiſe ohne ihn zu treffen. Schließlich ließ er den Poli-
ziſten Willi Cain, einen eingeborenen Miſchling, ohne triftigen
Grund gefangen nehmen und erſchießen. Da die Schüſſe der
unwiligen Mannſchaft ſchlecht trafen, ſtürzte der Prinz ſelbſt
auf ſein Opfer und bohrte ihm durch eine Schußwurde 56 mal
den Ladeſtock ins Gehirn, bis er ſtarb. Das geſchah im Jahre
1899.

Nun begann der dritte Akt des Dramas, die Juſtigtragi-
komödie. Das kaiferliche Gericht in Windhuk verurteilte den
Prinzen, der ſich lügneriſch dahin verantwortete, er habe den
Cain töten müſſen, um eine Rebellion zu verhindern, zu

zehn Monaten Gefängnis. Dieſes Urteil wurde
vom Gerichtsherrn nicht beſtätigt, und der Prinz wurde als
„Unterſuchungsgefangener“ nach Deutſchland gebracht. Er
ſtieg in Hamburg in einem erſtklaſſigen Hotel ab und äußerte
zu einem Jnterviewer:

Jch habe gehandelt, wie ich als Offizier und Ehren-
mann handeln mußte. Jn Europa kann man unſere
kolonialen Verhältniſſe unmöglich beurteilen. Was dort nur
ſchneidig iſt, wird hier grauſam genannt, was ziel-
bewußt iſt, wird als wilkürlich beurteilt. Unſer aller
Ziel muß es aber ſein, den preußiſchen und militäriſchen
w unſeren Kolonien einzubürgern.

einer anderen Auf nung kam indes das Kriegs-
gericht dex 1. Gardediviſksn, das im September 1900 in ge
heimer Verhandlung den m Kolonialhelden wegen

e.Mordeß Tode vernrtei Ein Gnadenakt des
Kaif veypandelte die Todesſtrafe zunächſt in eine
15jähr hHthansſtrafe, durch einen weiteren
Gnadenakt, wuwde die Zuchthausftrafe in Gefängnisſtrafe
umgewandelt. Man brachte den Gefangenen nach Hannover,
wo er als? „VBurchlaucht“ angeredet wurde, und mit Proſti
tnierten, die man zu ihm einließ, Sektgelage in der
Zelle verganſtaltete. Als darüber ein furchtbarer Skandal
gusbrach, wurde der Prinz nach Tegel gebracht und hier zum
erſtenmal als wirklicher Strafgefangener behandelt. Nun
griff aber die hohe Familie und ihr Anwalt, der ſchon
genannte Zentrumsabgeerdnete am Zehnhoff mit aller
Macht ein, und ſetzte die Wiedergufnahme des Ver-
fſahrens durch. Am 4. März 1904 erfolgte wieder vor dem
Kriegsgericht der 1. Gardediviſion die Freiſprechung des An-
geklagten wegen Geiſteskrankheit bei Begehung der Tat. Seit-
dem reſidierte der Prinz in verſchiedenen Sanatorien, erſt in
Ahrweiler, dann in Oberode. Jetzt iſt er als völlig geſund be
gutachtet worden und geht zu Schiff nach Argentinien, wo er
als roßgrundbeſitzer ein ſtandesgemäßes Leben
führen und als Unternehmer wiederum Herr über Hunderte
von Menſchen ſein wird.

Jn der Zentrumsdreſſe haben wir wiederholt Artikel ge
leſen, in denen ausgeführt war, wie verfehlt es ſei, geiſtes-
kranke Verbrecher auf die Menſchheit wieder loszu
laſſen. Diesmal ſchweigt man, um die Einigkeit des Augs-
burger Katholibentags nicht zu ſtören. Seit das
Zentrum wieder mit den oftelbiſchen Junkern im engſten
Bunde ſteht, herrſcht der katholiſche Hochadel im Zen-
trum umumſchränkt, und in diefen regierenden Kreiſen der

regierenden Partei hat man für den Prinzen Proſper immer
noch bedeutend mehr Sympathie als für die Herabſetzung der
Lebensmittelzölle oder für das allgemeine Wahlrecht!

Aber der Fall Arenberg iſt typiſch für unſere ganzen
Verhältniſſe, n braucht in Preußen Deutſchland nur der
vornehmen Geſellſchaft anzugehören, um die größten Verbrechen
ſtraflos begehen zu können. Zu den Dutzend Fällen der letzten
ahre kommt nun das Beiſpiel Pring Arenberg. Tatſachen

beweiſen!

Gewerkſchakftliches.
Zur Werftarbeiterbewegung.

Gemeldet wurde, daß die im Verbande der Metallindu-
ſtriellen organiſierten Unternehmer gewillt ſeien, von den
in ihren Unternehmungen beſchäftigten 500 000 Arbeitern
800 000 aus zuſperren, um mit dieſer Ausſperrung den
bedrängten Werftunternehmern zu Hilfe zu kommen. Nun
mehr wird dieſe Nachricht widerrufen mit dem Bemerken, daß
noch keine Beſchlüſſe gefaßt ſeien, ob und wann Sympathieaus-
ſperrungen eintreten ſollen. Bei einer eventuell in Betracht
kommenden Ausſperrung kämen zuerſt nur ſolche Betriebe in
Frage, die innerhalb der Bezirke der Seeſchiffswerften liegen.

Dazu iſt zu bemerken, daß in dem letzten Satze wohl die
Anſchauung der Unternehmerkreiſe ausgedrückt iſt, die nicht
gewillt ſind, mit Kanonen nach Spatzen zu ſchießen.

Die Opfer, die die Unternehmer in der Metallinduſtrie bei
einer im großen Stile inſzenierten Ausſperrung zu bringen
hätten, ſtänden zu dem Objekt dieſes Kampfes (die ſehr wohl
zu erfüllenden Forderungen der Werftarbeiter), in einem doch
zu klaffenden Widerſpruch.

Beachtung verdient das Verhalten einiger kleiner Reparatur-
werften in Hamburg. Die alten Tricks von anno Dazumal
müſſen herhalten, um die Arbeiter über Urſprung und Be
ſtimmung der herzuſtellenden Arbeit zu täuſchen.

Man ſollte meinen, daß bei einem ſolchen Ringen, wie die
Bewegung der Werftarbeiter ſie darſtellt, die abgenutzten Ma
növer überſchlauer Füchſe unterwegs bleiben würden. Organi-
ſierte Arbeiter liefern eben keine Streikarbeit, am allerwenig
ſten in einem Streik, an deſſen Ausgangspunkt man ſich die
blutige Verhöhnung der Arbeiterſchaft erlanbte, „die Löhne der
Werftarbeiter müßten eher eine Erniedrigung erfahren.“

Ein Streik, deſſen Urſachen ſogar nichtorganiſierte
und alte Arbeiter trieb, die Arbeit zu verweigern, wird
ganz gewiß nicht durch Lieferung von Streikarbeit ungünſtig
für die Arbeiter beeinflußt werden.

Ein Berliner Vertreter der Neuen Hamburger Nachrichten
hat im Keichsamt des Jnnern nachgefragt, wie dieſes ſich zu
einer Vermittlung im Werftarbeiterſtreik ſtelle. Der
Korreſpondent gibt nun die Anſicht des Reichsamts des Jnnern
wie folgt wieder:

„Man will gerufen ſein. Nach unſeren Jnformationen an
der zuſtändigen Stelle iſt man durchaus nicht abgeneigt, ſich
jetzt zur Verfügung zu ſtellen. Aber man denkt, ungebetene
Gäſte ſtellt man vor die Tür. Es wäre deshalb ſehr zu empfeh-
len, wenn die ſtreikenden Parteien um Vermittlung nach-
ſuchen.“

Meldungen über Gewerkſchaftskämpfe.
Bei der Firma Otto Hetzer in Weimar ſtreiken ſämtliche

Parkettleger wegen Lohndifferenzen. Die Firma will eine
Erhöhung nicht geben, auch einen Tarif nicht anerkennen. Es
wird verſucht, in allen Städten Arbeitswillige anzuwerben. Die
Parkettleger allerwärts werden gebeten, die Arbeiten der Firma
Hetzer zurückzuweiſen; Zuzug iſt gleichfalls fernzuhalten.

Die Arbeiter der Etui- Fabriken in Eiſenberg i. S.
haben am Freitag abend mit großer Mehrheit beſchloſſen, am
Montag in den Streik zu treten, weil die Unternehmer die
Forderungen der Arbeiter nicht bewilligen wollten und auf
keinen Tarifvertrag eingingen. Es kommen 350--400 Per-
ſonen in Betracht.

halle und Saalkreis.

Halle a. S., den 22. Auguſt 1910.
Auslegung der Stadtverordneten-Wählerliſten.

Laut Bekanntmachung des Magiſtrats liegt die berichtigte
Liſte der zur Wahl der Stadtverordneten berechtigten Bürger
vom 1. bis einſchließlich 16. September öffentlich
zur Einſichtnahme aus. Auslegungslokal iſt das Bureau VIII,
Rathausſtraße 19, 2 Treppen, Zimmer Nr. 70. Zeit vormittags
8--1 und nachmittags 3--6 Uhr, Sonnabends vormittags 8 Uhr
bis nachmittags 3 Uhr.

Gegen die Richt igkeit oder Vollſtändigkeit
der Liſte kann von jedem Mitgliede der Stadt-
gemeinde innerhalb der Friſt im genannten
Bureau ſchriftlich oder zu Protokoll Einſpruch
erhoben werden.

Wir erſuchen ſchon jetzt die Arbeiterſchaft, auch in dieſem
Jahr die Einſichtnahme in die Liſte nicht zu verſäumen. Das
nächſte Jahr wird mit Vorbereitungen zur Reichstagswahl er-
füllt ſein. Wer bei der diesmaligen Auslegung ſchon für die
Richtigkeit der Liſte ſorgt, hat eine notwendige Arbeit vorweg-
genommen.

Wir machen bei dieſer Gelegenheit wiederum auf die Neue-
rung des ſogenannten Kinderprivilegs aufmerſam. Nach dem
neuen Geſetz über die Einkommenſteuer fällt bekanntlich die
Berechtigung weg, wonach für jedes Kind 50 Mk. vom ſteuer-
pflichtigen Einkommen abgezogen werden durfte. Statt deſſen
wird um eine Steuerſtufe herabgeſetzt, wer zwei Kinder beſitzt.
Um zwei Steuerſtufen ermäßigt wird der Vater von drei oder
vier Kindern, um drei Steuerſtufen der Ernährer von fünf oder
ſechs Kindern, und ſo fort. Auf dieſe Weiſe tritt es öfter ein,
daß ein bisher mit über 660 Mk. Einkommen ſteuerpflichtiger
und wahlberechtigter Bürger in niedrigere Steuerſtuben hinab-
rückt.

Dadurch verliert der kinderreiche Vater ſein Wahlrecht nicht!
Wer über 660 Mk. verdient und nur wegen des Kinderprivi-

legs in die Klaſſe von 420—-660 Mk. hinabrückt, behält ſein
Stadtverordnetenwahlrecht. Denn das Geſetz vom 26. Mai 1909
ſagt in ſeinem S 20a ausdrücklich:

Die in den S 19 und 20 gewährten Ermäßigungen (über
das Kinderprivileg. Red. d. V.), bleiben außer Betracht bei
Berechnung der zu entrichtenden Steuerbeträge für Wahl-
zwecke.

Namentlich dem Halleſchen Magiſtrat heißt es in Hinblick
auf dieſe und ähnliche klare Beſtimmungen das Mißverſtehen
abzugewöhnen. Die Erfahrungen früherer Jahre mahnen zur
Vorſicht. Wer wegen ſeiner Kinderzahl in eine tiefere Steuer
klaſſe verſetzt iſt, das ſind die Väter von zwei und mehr Kindern,
und nicht in der Liſte ſteht, erhebe Einſpruch und beantrage
die Einfügung ſeines Namens, dasſelbe tue jeder, deſſen Name
aus einem ihm nicht bekannten Grunde in der Liſte fehlt. Aus
zit erteilt das Parteiſekretariat Harz 42-48 II, Zimmer

r. 10.

Achtung, Parkettleger!
Bei der Firma Otto Hetzer in Weimar befinden ſich

die Parkettleger im Streik. Die Firma gilt unter den Boden
legern in Deutſchland als die ſchlechteſt zahlende. Sie hat imActe Garniſonlazarett am Paradeplatz

oden zu verlegen. Das Holz iſt heute morgen bereits
abgeladen worden. Wir erſuchen alle Parkettleger, ſtrenge
Solidarität zu üben und Arbeiten für die Firma Hetzer in
Weimar ſolange nicht zu übernehmen und austzzuführen, bis
unſere Kollegen in Weimar zu ihrem Rechte gelangt ſind.

Deutſcher Holzarbeiterverband, Zahlſtelle Halle a. S.

Der Streik der Schwerfuhrwerkskutſcher ſiegreich beendet.

Mit der Vereinigung der Fuhrherren Halles
wurde geſtern ein ſchriftliches Abkommen getroffen,
welches dahin geht, daß allen Geſchirrführern ein Wochenlohn
von 25 Mark gezahlt wird. Das Abkommen hat Gültigkeit
bis zum 31. Auguſt 1912. Außerdem iſt zugeſtanden, daß die
Geſchirrführer abwechſelnd jeden vierten Sonntag gänzlich frei
haben und daß im Laufe der nächſten Zeit ein erweiterter Ver-
trag zuſtande kommen ſoll, welcher die übrigen geſtellten Forde-
rungen regeln wird. Außer den Mitgliedern des genannten
Vereins haben noch andere elf Schwerfuhrwerksbeſitzer zum
Teil ſchriftlich, zum Teil ehrenwörtlich verſichert,
dasſelbe zu bewilligen. Die Streikenden erklärten ſich ein
ſtimmig mit dem Abkommen einverſtanden und beſchloſſen,
Montag früh die Arbeit wieder aufzunehmen.

Die Aufnahme der Arbeit iſt denn heute früh auch überall
glatt von ſtatten gegangen, mit Ausnahme des Betriebes von
Pfannenberg, Gr. Fleiſcherſtraße. Herr Pfannenberg be-
liebte drei Kutſcher auszuſperren, mit der Motivierung, daß
ihre Plätze beſetzt ſeien. Ja, er ging ſo weit, zu erklären, er
würde machen, was er wolle; auch den zugeſtandenen Lohn
würde er nur den Leuten geben, die ihn verdientenl?
Herr Pfannenberg iſt Mitglied des Vereins der Fuhrunter-
nehmer und handelt demnach den Beſchlüſſen ſeines Vereins
entgegen. Auf Grund deſſen iſt über den Betrieb des
Herrn Pfannenberg die Sperre verhängt. Arbeits-
angebote bei dieſer Firma ſind deshalb bis zur Beilegung der
Differenzen zurückzuweiſen. Alle dort weiter Arbeiten-
den kommen als Sperrebrecher in Frage. Jm Laufe
dieſer Woche wird eine große öffentliche Verſammlung aller
Berufs angehörigen des Transportgewerbes ſtattfinden, wo
ſelbſt Bericht über die verfloſſene Lohnbewegung uſw. gegeben
werden wird. Einladung dazu erfolgt noch.

Einen weiteren Erfolg
hatten die Arbeiter der Firma Engel u. Vogel, hier, zu
verzeichnen. Jhre Forderungen wurden nach längerer Ver-
handlung von der Firma vertraglich anerkannt. Es kommen
16 Mann in Frage, von denen jeder eine Lohnzulage von 1,50
Mark bis 2, Mark pro Woche erhält.

Deutſcher Transportarbeiterverband.
Aufgaben der Kinderſchutz Kommiſſionen.

Das Gewerkſchaftskartell beabſichtigt in nächſter Zeit die
Gründung einer Kinderſſchutz- Kommiſſion in die Wege zu
leiten, womit ein für Halle noch neues Gebiet betreten wird,
deſſen Bearbeitung ganz beſonders den Frauen vorbehalten iſt.
Angeſichts dieſes erfreulichen Fortſchrittes dürfte es von Wert
ſein zu hören, was die zum Schutz der Kinder ſchon lange
tätigen Berliner Genoſſinnen mitten aus ihrer praktiſchen
Tätigkeit heraus darüber zu ſagen haben.

Jm Vorwärts heißt es: Jn ihrer überaus ſchwierigen
Tätigkeit bei der Feſtſtellung unerlaubter Kinderbeſchäftigung
finden unſere Genoſſinnen nicht immer den Rückhalt bei den
Genoſſen, deſſen ſie durchaus bedürfen, ſollen ihre An
ſtrengungen von einem praktiſchen Erfolg gekrönt werden. Es
iſt nur zu leicht begreiflich, daß ein großer Teil unſerer Ge
noſſen die Tätigkeit der Kinderſchutzkommiſſion mit einem
naſſen und einem heiteren Auge betrachtet. Wiſſen doch leider
nur allzu viele aus eigener Erfahrung, daß die paar Groſchen,
die das Kind verdient, bitter nötig gebraucht werden, wenn
die Eltern durch irgendein Mißgeſchick am Erwerb verhindert
ſind. Wohl wiſſend, daß die Arbeit des ſchwachen Kindes dieſes
ſelbſt weit mehr körperlich und geiſtig ſchädigt als durch ſeinen
mageren Verdienſt eingebracht wird, ſehen dieſe Aermſten doch
häufig keinen anderen Ausweg, um die größte Not abzuwehren.
Was geſchieht aber, ſo fragen wir, wenn eines Tages das in
Erfüllung geht, was wir fordern, was auch der eigentliche
Zweck der Gründung der Kinderſchutzkommiſſion iſt: wenn das
Geſetz die gewerbsmäßige Kinderarbeit bis zum 14. Jahr über
haupt verbietet? Dann tritt eben ein, was heute ſchon in
vielen Fällen geſchehen müßte und wovor ganz beſonders der
klaſſenbewußte Arbeiter mit begreiflicher Scheu zurückſchreckt:
die Armenkommiſſion muß in Anſpruch genommen werden.
Seitdem aber mit der Jnanſpruchnahme der Armenunter-
ſtützung nicht mehr der Verluſt des Wahlrechts verknüpft iſt,
gibt es keinen politiſchen Grund, in Fällen wirtſchaftlicher Not
ſich nicht an die Armenkommiſſion zu wenden. Und zwar, dar
über möge ſich jeder, der um ſtädtiſche Unterſtützung einkommt,
klar ſein, nicht als Bittender, ſondern als jemand, der infolge
von Arbeitsloſigkeit oder Krankheit ein Recht darauf hat, die
Mittel einer Geſamtheit in Anſpruch zu nehmen, die eben durch
die Beiträge dieſer Geſamtheit aufgebracht werden.

Die Frage der ſtädtiſchen oder ſtaatlichen Arbeitsloſenverſiche
rung wird zweifellos einen raſcheren Fortſchritt erfahren,
wenn, bei gänzlich verbotener gewerbsmäßiger Kinderarbeit,
die durch Arbeitsloſigkeit entſtehende wirtſchaftliche Not durch
Unterſtützungen aufgebracht werden müſſen, deren Koſten von
den Gemeinden zu tragen ſind. Pflicht aller Proletariereltern
iſt es zweifellos in ihrem eigenſten Jntereſſe, das Verbot der
Kinderarbeit, die für den erwachſenen Arbeiter nur eine
Schmutzkonkurenz bildet, zu erſtreben, und jeder einzelne muß
ſein Teil dazu beitragen, daß die bereits beſtehenden mangel
haften Beſtimmungen innegehalten werden. Das kann auf
verſchiedene Art geſchehen. Einmal durch Erfragen der Adreſſe
des bei geſetzwidriger Beſchäftigung angetroffenen Kindes
und Mitteilung an die Kinderſchutzkommiſſion, dann aber, und
das iſt ein vorzügliches Mittel, durch Einwirkung auf den
Unternehmer, der das Kind beſchäftigt. Ganz beſonders in den
Arbeitervierteln, wo in ungeheuren Mietskaſernen die Aerm
ſten der Armen wohnen, ſind arbeitende Kinder am häufigſten
zu finden. Beſchäftigt werden ſie von Milchhändlern und
Bäckermeiſtern, deren Hauptkundſchaft aus Arbeitern beſteht.
Erklärt jeder einzelne Arbeiterkunde jedem dieſer Kinder
ausbeuter, daß er ſeine Ware nur von ſolchen Kaufleuten be
ziehe, die keine Kinder beſchäftigen, ſo wird auch hier der Er
folg nicht ausbleiben. Daß die Herren Bäckermeiſter nicht
davor zurückſchrecken, die von ihnen beſchäftigten Kinder auch
noch zu verleumden, beweiſt ein Fall, den jüngſt eine unſerer
Genoſſinnen erlebte. Sie beobachtete, wie früh 6 Uhr ein
ſchwächlicher Junge aus einem Bäckerladen herauskam und
Frühſtücksbeutel trug. Als ſie den Knaben anhielt, um ſeinen

Namen und Adreſſe feſtzuſtellen, riß er aus, Unſere Genoſſin
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gut nun zu dem Bäcdermeiſter hinein und machte ihm Vor
ltungen, daß er Kinder vor der n beſchäftige. Dar

auf hatte der Mann die Kühnheit zu behaupten, er beſchäftige
nur Frauen zum Frühſtückaustragen, den Jungen kenne er
nicht, der habe die Beutel genommen und ſei damit ausge
riſſen. Das war denn unſerer Genoſſin doch etwas zu viel.
Sie begab ſich ſofort zum Polizeirevier und zeigte den Bäcker
meiſter an, wozu ſie allen Grund hatte. Der Meiſter war
nämlich auch ſchon von anderr Seite darauf aufmeriſam ge
macht worden, er ſolle Kinder nicht beſchäftigen, worauf er
aber nur mit groben Schimpfereien antworteie. Unſere Ge
noſſin hat dafür geſorgt, daß der Name dieſes trefflichen
Mannes in ſeinem Bezirk bekannt geworden iſt, und es bleibt
nur zu wünſchen, daß unſere Genoſſen und Genoſſinnen die
einzig mögliche Folgerung daraus ziehen. Gehen wir überall
gleich energiſch vor, ſo wird die Kinderarbeit vor Schulbeginn
hoffentlich bald verſchwinden. Leider reicht unſere Macht dort
nicht hin, wo die Kinderarbeit in vollſter Blüte ſteht: in der
Hausinduſtrie.

Hier kann ein beſſerer Schutz der Kinder nur erreicht werden
mit einem beſſeren Schutz der Heimarbeit, d. h. beſſere Organi
ſation der Heimarbeiterinnen, Durchſetzung von Mindeſtlöhnen
auch für die Heimarbeit. So lange der Ausbeutung der er-
wachſenen Heimarbeiter keine Schranke gezogen iſt, ſo lange
wird es unmöglich ſein, hier die Kinderarbeit auszurotten oder
auch nur einzudämmen. Hier zeigt ſich wieder einmal, wie in
unſerem Wirtſchaftsleben nichts für ſich allein, abgeſondert
von allen übrigen wirtſchaftlichen Zuſtänden betrachtet werden
Jan, ſondern wie eins mit dem andern im unmittelbarſten Zu
ſammenhange ſteht. Die Kinderausbeutung kann nur beſeitigt
werden durch beſſere Entlohnung der Eltern und durch Ver-
ſicherungsgeſetze, die vor unverſchuldeter wirtſchaftlicher Not
und Entbehrung ſchützen. Aufgabe der Kinderſchutz- Kommiſſion
iſt es, hieran mitzuwirken, ſich nicht entmutigen zu laſſen durch
unvermeidliche Mißerfolge in Einzelfällen. Jndem wir feſt-
ſtellen, was iſt, fördern wir die Beſeitigung deſſen, was be
ſeitigt werden muß.

Ein Opfer des Syſtems.
Vor dem hieſigen Kriegsgericht der 8. Diviſion wurde am

letzten Sonnabend unter völligem Ausſchluß der Oeffentlich-
keit gegen den Hauptmann und Kompagniechef Guido von
Polſt vom 36. Jnfanterie- Regiment verhandelt. Weder An-
klage noch Urteilsbegründung wurden öffentlich zur Kenntnis
gebracht. Nach längerer Verhandlung gelangte das Gericht
zur Verurteilung des Hauptmanns zu zwei Monaten Ge-
ſängnis und Dienſtentlaſſung. Als Grund wurden angegeben
fortgeſetzte vorſätzlich falſche dienſtliche Meldungen. Als
Zeugen waren auch zwei Zivilperſonen geladen, eine davon
ein Kaufmann.

Nach alledem handelt es ſich um Privatangelegenheiten,
Geldſachen, über die der Offizier den Vorgeſetzten unrichtige
Meldung erſtattet haben wird.

Der Verurteilte iſt demnach ein Opfer des militäriſchgeſell-
ſchaftlichen Syſtems geworden, welches die „Edelſten und
Beſten“ zur Entfaltung eines unerhörten Luxus geradezu
Zzwingt. Die Geldmittel unvermögender Offiziere reichen nicht
us, um den geſellſchaftlichen Anforderungen nachkommen zu
können. Ziehen ſich dieſe Perſonen zurück, ſo iſt ihre Exiſtenz
gefährdet und ihre „Karriere“ abgeſchloſſen. Alſo bleibt nichts
anderes übrig als das Schuldenmachen, Verfall an den Wucher
und mitunter gar das Verbrechen. Auf ſolche Art wird
das Offizierkorps von „ungeeigneten Elementen“ gereinigt.
Herrliche Zuſtände im herrlichen Kriegsheer“.

Geſunder Menſchenverſtand und Polizei.
Dem polizeilichen Muſterorgan der Stadt Halle konnten bis-

her im weſentlichen nur zwei verſchiedene Moralarten nachge
wieſen werden, eine für den redaktionellen und eine für den
Jnſeratenteil. Beide waren und ſind gleichlieblich, aber im
Aeußeren natürlich recht unterſchieden. Jn der letzten Zeit war
es ſchließlich ſoweit gekommen, daß im lokalen Teil des Gene-
ralanzeigers vor deſſen Jnſeratenteil eindringlichſt gewarnt
werden mußte.

Dieſe moraliſche Bedürfnisfrage des Polizeiblattes hat ſich
nun noch weiter kompliziert. Der lokale Teil warnt vor wie
nach vor dem Jnſeratenteil. Der „politiſche“ Teil hingegen
ſetzt hinter die Glaubwürdigkeit des Lokalteils ein dickes Frage-
zeichen. Das geſchieht in einem Artikel mit der Ueberſchrift
Vureaukratenſtreiche. Jn dieſem werden Meiſterſtreiche
der Berliner Polizei geſchildert, u. a. der, wobei es ſich um ein
im Eiſenbahnzuge beraubtes junges Mädchen handelt. Dem
Fräulein war die Handtaſche geraubt worden, in welcher ſich die
Fahrkarte befand. Die Eiſenbahnbeamten verfolgen den leicht
zu erwiſchenden Räuber nicht, ſondern erklären das für die
Sache der Polizei. Dafür aber wird von ihnen das Fräulein
wegen mangels einer Fahrkarte „feſtgeſtellt“. Die Polizei,
der man die Sache unterbreitet, hält die Verfolgung des
Räubers aber doch für eine „Eiſenbahnſache“. Bis dieſer
Kompetenzkonflikt gelöſt iſt, dürfte ſelbſt der hilfloſeſte Räuber
entwiſcht ſein. Außerdem ſchildert der Artikel noch die Behand-
lung der Luftflieger durch die Berliner Polizei, um ſich dann
in folgender hochmoraliſcher Erpektoration zu ergehen:

„Die Wohiltat der polizeilichen Ordnung wird eben ſtets
dann zur Plage, wenn der bureaukratiſche Apparat nicht mit
dem Oele der Vernunft und des geſunden Menſchen-
verſtandes getauft iſt. Schuld an den Schildbürgerſtückchen
der ſubalternen Organe ſind aber im Grunde die oberen
Stellen, die, ſtatt Abhilfe zu ſchaffen und dem geſchädigten
Publikum Genugtuung zu geben, ſich der „angegriffenen“
Beamten parteiiſch annehmen und die öffentliche Meinung
mit ſchiefen Dementis verwirren.“

Dies alles bezieht ſich natürlich nur auf Berlin! Die
Halleſche Polizei hat keinen bureaukratiſchen Apparat, der
„nicht mit dem Oele der Vernunft und des geſunden
Menſchenverſtandes getauft iſt“. Sie braucht keinen
„Schildbürgerſtückchen ſubalterner Organe“ abzuhelfen. Sie
hat ſich noch niemals eines „angegriffenen“ Beamten parteiiſch
angenommen. Und ebenſowenig hat ſie jemals „die öffentliche
Meinung mit ſchiefen Dementis verwirrt“. Das alles wird
nur der Berliner Polizei vorgeworfen. Aber wir fürchten doch,
daß Herr Pohl, der neue „Chef“ vom Generalanzeiger, den
Weg des früheren Chefs Stettenheim gehen wird, wenn er
öfter ſo niedliche Sachen von der Berliner Polizei bringt.
Es iſt eben eine undankbare Sache, „unparteiiſch“ zu ſein.

Ein Gartenkonzert findet wiederum am Dienstag abend
814 Uhr im Volkspark ſtatt. Es wird ausgeführt vom Engel-
mannſchen Streichorcheſter und bietet ein recht reichhaltiges
Programm. So ſind vorgeſehen die Ouvertüre Lebensluſt von
Carmak, die Ouvertüre zu Kalif von Bagdad von Boieldieu,
ein Potpourri aus Die Hugenotten von Meyerbeer, dann ein
Divertiſſement aus Die Meiſterſinger von Nürnberg. Brahms
iſt mit zwei ungariſchen Tänzen vertreten, weiter noch die
Komponiſten Waldteufel, Lincke, Strauß, Kegel und Schmidt-
Berka. Da die Sommertage nun bald ein Ende nehmen, iſt zu
erwarten, daß ſich abermals eine recht zahlreiche Zuhörerſchaſt
verſammeln wird.

El

Wenig Verſtändnis für die ſoziale Geſetzgebung zeigte an
läßlich der letzten Sitzung des Gewerbegerichts rogiſt
Arendt von hier. Der Herr hatte einen Laufburſchen ange
nommen, den er aber nach zwei Stunden ſchon wieder entließ.
Der junge Mann klagte infolgedeſſen wegen r
Entlaſſung auf Zahlung von 16 Mark Lohn für 14 Tage. Jn
der Verhandlung war nun inſofern eine Einigung zuſtande
gekommen, daß der Kläger den geforderten Lohn erhalten ſollte,
wenn er ſofort den Dienſt wieder antreten würde. ieſe
Möglichkeit war aber nicht gegeben, denn der Kläger war am

der Verhandlung krank; deshalb war es nicht ausge
ſchloſſen, daß die Arbeit eventuell einen oder zwei Tage ſpäler
wieder angetreten werden mußte. Nun verlangte aber der
menſchen freundliche Herr Arndt ein ärztliches Zeugnis, welches,da der Kläger nicht zur Krankenkaſſe angemeldet war, dieſen
erhebliche Koſten verurſacht hätte. Der Vorſitzende verſuchte
es nun, einen Vergleich anzubahnen, wonach dem Kläger 10 Mk.
gezahlt werden ſollten, dieſer aber nicht wieder in Arbeit zu
treten brauchte. Dabei trat die ſozialpolitiſche Rückſtändigkeit
des Veklagten ſo in Srſcheinung, daß der Vorſitzende ihm ganz
erregt die Worte entgegen rief: „Sie wollen ein Ge-
ſchäftsmann ſein und kennen nicht einmal die
einfachſten Rechtswege!“ Der Vergleich kam dann
ſchließlich doch auf der bezeichneten Baſis zuſtande.

bis ins dritte und vierte Glied. Jhren alten
„guten Ruf“ zu wahren, hatte die hieſige Polizei bekanntlich
die Aufführung des vielerorts unbeanſtandet gegebenen Mili-
tärſchauſpiels Die letzten ſechs Wochen verboten. Da
mit nicht genug, ging ſie auch gegen die Ankündigung
dieſes harmloſen Schauſpiels vor, wobei ſie allerdings einen
Reinfall erlebte. Jndem er den Anſchlag der Ankündigung
dieſes Stücks an die Plakatſäulen erlaubte, ſoll der Pächter
Paul Schwarz gegen den S 9 des Preßgeſetzes verſtoßenhaben. Dieſer Sarsaraph beſagt, daß von jeder periodiſchen

Druckſchrift eine Nummer (Heft, Stück) vor Verbreitung ein
Exemplar an die Polizei gegeben werden muß. Druckſchriften,
welche Zwecke der Kunſt, Wiſſenſchaft, des Gewerbes uſw.
dienen, ſind von dieſer Vorſchrift ausgeſchloſſen. Sonderbarer-
weiſe wollte die Polizei dieſe Ankündigung beſtraft wiſſen, ob-
wohl doch der Kunſtzweck feſtſtand und außerdem keine perio-
diſche Druckſchrift vorlag. Noch origineller war die Art, wiedie Polizei den Beweis für die Strafbarkeit des Plakatſäulen-

pächters führen wollte. Sie legte nämlich dem Schöffengericht,
wo die Sache verhandelt wurde, ein Plakat vor, welches aus
einem Schaufenſter genommen, aber nicht angeklebt war. Der
zeugende Poliziſt gab auf wiederholten energiſchen Hinweis
des Gerichtsvorſitzenden zu, den Jnhalt beider Plakate nicht
geprüft zu haben!

Natürlich kam das Gericht zu einer Freiſprechung,
wozu begründend ausgeführt wurde: Es ſei nicht erſichtlich,
wie die Polizei zu ſo ſcharfen Beſtimmungen komme. Es
handle ſich um die Ankündigung eines Theaterſtücks wie ſolche
vom Stadttheater ebenfalls anſtandslos erfolge.

Die „letzten ſechs Wochen“ ſcheinen der Halleſchen Polizei ſe
arg auf die Nerven gefallen zu ſein, daß ſie gar nicht merkt,
wie ſehr dieſe Rigoroſität gegenüber früherer Toleranz ab-
ſticht. Wir meinen ihre Duldung marktſchreieriſcher An
kündigungen eines hieſigen Schauſpieltheaters, die nach preußi-
ſcher Praxis ſogar nach dem groben Unfug- Paragraphen hätten
beanſtandet werden können. Womit wir ſolche Praxis natür-
lich nicht etwa gutheißen wollen.

Wer in Preußen „ausgezeichnet“ wird. Herr Finger, der
verfloſſene Rektor der hieſigen Univerſität, hat den Kronen-
orden dritter Klaſſe erhalten. Bei ſeiner Rektorats-Abſchieds
rede hat der Herr bekanntlich ſeinem Stolz Ausdruck gegeben,
Urheber des berüchtigten Wahlerlaſſes vom vorigen Jahre zu
ſein. Wir brauchen alſo nach der Urſache der Ordensver-
leihung nicht lange zu ſuchen. Herr von Eiſenhart, der die
Sozialiſtenvernichtung als „vornehmſte Aufgabe“ der Stadt-
verwaltkungen bezeichnete wurde Unterſtaatsſekretär und Herr
Finger erhält den drittklaſſigen Kronenorden. „Man“ weiß
ſchon, was zur Karriere gehört.

Jm Apollotheater wird gegenwärtig von dem Enſemble des
Hofſchauſpielers a. D. Albert Hübener ein neues Stück von Walter
Howard, betitelt Prinz und Bettlerin aufgeführt. Jn ſeinemWeſenskern iſt es von dem erſten hier beſprochenen Schauſpiel
Krone und Feſſel nicht ſehr verſchieden. Hier wie dort macht den
Hauptinhalt der Gegenſatz zwiſchen einem Satanskerl von Balkan
fürſten und einem von Edelmut überfließenden Liebespaar aus.
Auch die Ausſtaffierung dieſes Gegenſatzes durch die „Romantik“
des Krieges iſt dieſelbe. An kraſſen Bühneneffekten iſt Prinz
und Bettlerin wohl noch reicher als Krone und Feſſel.

Georg, regierender Fürſt von Sylvanien wirbt auf ſeine Art
um die Hand von Prinzeß Monika von Jllyrien, d. h. er über
zieht „ihr Land“ mit Krieg. Ihn kennen zu lernen, verkleidet
ſich die Prinzeſſin (wie romantiſch!) als Bettlerin und ſchieicht ſich
in ſein Kriegslager. Hier wird ſie erkannt und ſoll als Spionin
gefangen gehalten werden. Der Bruder des Fürſten Georg, Prinz
Olaf, beſchützt ſie jedoch. Jhr Heer muß ſich ergeben und um
das Volk von drückender Kontribution zu befreien, ſoll ſie Fürſt
Georg heiraten. Sie weigert ſich, wodurch der Haß Georgs er-
regt wird. Mit ſchimpflicher Liſt verkuppelt er ſie an ſeinen miß-
geſtalteten Bruder Michael, der, obwohl er ihrem Geliebten Olaf
zugetan iſt, von ihr nicht laſſen will. Olaf nimmt den Bruder
Michael gefangen. Dieſer wird jedoch befreit. Jm Augenblick
der Trauung ſchlägt ihm das Gewiſſen und er verzichtet auf
Monifkas Hand. Jn namenloſer Wut will ihn Georg dafür
züchtigen. Der ſtumme und ebenfalls verwachſene Diener Michaels
ſtürzt ſich auf Georg und reißt ihn mit ſich in die Tiefe von einerTerraſſe des Schloſſes Dieſer Vorgang wird von zwei anderen

Liebesgeſchichten eingerahmt.
Um die Aufführung, die vor vollbeſetztem Hauſe ſtattfand,

machten ſich beſonders verdient: Albert Hübener als Erbſürſt
Michael, Adolf Stünkel als Prinz Olaf, Edwin Schäfer
als Hauptmann Hektor und Grete Marga als Prinzeß Monifka.
Auguſt Görner als Fürſt Georg ſprach zu ſchnell und wurde
undeutlich, wenn auch ſein Spiel zufriedenſtellte. Gut war auch
Albert Firmans als Nathan, Michgels ſtummer Diener. Das
Brautpaar wider Willen, Karl Lingen als Leutnant und
Elli Burgmer als Viola, gefiel, ebenſo Hedwig Jrita als
r Die übrigen Mitwirkenden trugen zum Gelingen eben-
falls bei.

Die Aufführung am Sonnabend währte infolge recht aus-
gedehnter Pauſen zwiſchen den ſieben Bildern etwas lange. Die
im übrigen vorzügliche Regie wird dem Uebelſtand zu begegnen
wiſſen.

Wenn Arbeiter Lohn haben wollen. Folgende kleine Notiz
finden wir in der Halleſchen Zeitung: „Wahnſinns-
anfall. Geſtern Freitag r erlitt auf der Merſe-
burger Straße die Frau eines Kohlenhändlers infolge der
Aufregung, in die ſie die Lohnforderungen ihrer Arbeiter ver-
ſetzte, einen heftigen Tobſuchtsanfall. Die Frau wurde nach
ihrer Wohnung gebracht.“ Die Frau iſt wegen ihrer un-
glücklichen Veranlagung ſehr zu bedauern, denn wahrſcheinlich werden „ihre“ Arbeiter all wöchentlich Lohn haben wollen.
Uebrigens iſt ſie der Halleſchen Zeitung verwandt. Die be
kommt meiſt auch Tobſuchtsanfälle, wenn Arbeiter Lohn-
forderungen ſtellen.

Lebensüberdruß ſoll den J Guſtav R. von hier
verleitet r einen Selbſtmordverſuch zu unternehmen. Er
ſtürzte ſich am Sonnabend abend beim Florabad in die Saale.
Der zufällig hinzukommende Arbeiter Richard Kwazalla ſprang
nach und rettete ihn. Sofort angeſtellte Wiederbelebungsver-
ſuche waren erfolgreich.

Bewußtlos aufgefunden wurde in der Nacht zum Sonn-
tag gegen 3 Uhr in den Schrebergärten an der Tholuckſtraße
der Arbeiter H., Ludwigſtraße wohnhaft. Er hatte Lyſol ge-
trunken. Erſt gege; 7 Uhr morgens wurde er mit demKrankenwagen angeee Familienzwiſtigkeiten ſollen
den Mann zu ſeinem Schritte getrieben haben.

hren, Am Sonnabend nachmittag wurde der Arwut des Moritz, Kl. Märkerſtraße, von ſeinem Fuhr-
werk über den rechten Fuß gefahren, ſo daß er eine bedeutende
Verletzung erlitt.

Aus den Nachbarkreiſen.

Der Kreistag des Wahlkreiſes Wittenberg Schweiniß
tagte geſtern im Reſtaurant Kronprinz in Klein-Wittenberg.
Die Diskuſſion über den Jahresbericht des Vorſtandes ergab, daß
die reorganiſierte Kreisverwaltung gut gearbeitet habe, daß jedoch
noch viel mehr getan werden müſſe. Allgemein wurde der Mangel
an Lokalen hervorgehoben. Jn die Kreisleitung wurde neugewählt
der Genoſſe Schaper. Dem Regulativ zum Bezirksmaifeierfonds
wurde nach einem kurzen Referate ohne Debatte zugeſtimmt. Auf
Anregung des Bezirksſekretärs beſchloß der Kreistag, der Ein
führung des Zehnpfennig-Wochenbeitrages im Prinzip zuzuſtimmen.
Eine demnächſt ſtattfindende Bezirksführer- Konferenz ſoll über die
Umwandlung der Beitragszahlung endgültig entſcheiden. Beim
Punkt Preſſe wurde die klare prinzipielle Haltung des Volks
blattes beſonders hervorgehoben. Ohne Debatte wurde der bis-
herige Reichstagskandidat Genoſſe Fritſch wieder aufgeſtellt.
Nach einem Referat des Kandidaten über Agitation und Organi-
ſation, in dem auch die Budgetfrage angeſchnitten wurde, ſchloß
ſich der Kreistag einſtimmig der in Halle angenommenen Reſo-
lution an. Anweſend waren 22 Delegierte aus 22 Orten.

Wie es im Verbande reichstreuer Bergleute zugeht,
das zeigt uns der Wortlaut der ſolgenden Verſammlungsberichte:

Kamerad Gottfried Martin eröffnete die Verſammlung mit
einer Anſprache über „Deutſche Treue“, welche mit einem Hurra
auf unſeren oberſten Bergherrn Se. Majeſtät Kaiſer Wilhelm II.
endete.

Nachdem der Vorſitzende Kamerad G. Kindler die zahlreich
erſchienenen Herren Beamten und Kameraden willkommen

eheihen hatte, widmete die Verſammlung unſerem oberſtenVerg errn Kaiſer Wilhelm II. ein dreifaches Hoch. g
Die anweſenden Kameraden gelobten die alte Treue für

Kaiſer und Reich wie ſtets zu halten zum Nutzen der Brot-
herrin, der Gewerkſchaft, wie zum eigenen, und verſpachen,
dem nengegründeten Verbande jederzeit treu zu bleiben.

Der Vorſitzende eröffnete die Verſammlung mit einer kurzen
Anſprache und darauffolgendem Kaiſerhoch.

Dieſelbe wurde vom Vorſitzenden Kamerad Karl Marſcheidter
mit herzlichem Willkommengruß und darauffolgendem Kaiſerhoch
eröffnet.

Kamerad Friedrich Otto eröffnete die Verſammlung und be
grüßte die erſchienenen Kameraden, ſeine Rede endete mit einem
dreifachen Glückauf! auf unſeren oberſten Bergherrn Seine
Majeſtät Kaiſer Wilhelm II., in welches kräftig eingeſtimmt
wurde.

So wird mit aller Gewalt der Patriotismus eingerammt.
Wenigſtens wird der Verſuch gemacht. Ob freilich auf die Dauer
mit Erfolg, das wird die Zukunft lehren. Schon bei der nächſten
Reichstagswahl wird es ſich zeigen.

Zeitz, 22. Augnſt. Seid vorſichtig! Jn bürgerlichen Blättern
(auch in den hieſigen) findet man des öftern Inſerate, die von
vornherein erkennen laſſen, daß viel Geſchrei und wenig Wolle
dabei die Hauptſache iſt. So heißt es z. B. in den Neueſten
Nachrichten

„Mit einem Kapitale von Mk. 10.-- bis 20.-- kann man,
ohne beſonders tätig ſein zu müſſen, durch Uebernahme
des Alleinverkaufes zweier verblüffend einfacher, aber
konkurrenzloſer und billiger Maſſenartikel, die bei Vor
eigung in jedem Hauſe gekauſt werden, in /4 Jahrevik 3800 und mehr verdienen

Alſo in einem Vierteljahr 3000 Mk., in einem Jahr 12000 Mk.
kann man verdienen mit einem Anlagekapital von nur 10 bis
20 Mk. Wer ſoll denn ſo naiv ſein, das zu glauben. Der Er-
zeuger des „konkurrrenzloſen Maſſenartikels“ brauchte gar kein
Geld auszugeben für Jnſerate und Reklame, er findet jn jedem
Augenblick Tauſende von Leuten, die ſofort den Verkauf ſolcher
Dinge übernehmen, wenn 12000 Mk. dabei zu verdienen ſind.
Jedenfalls ſollte man nicht darauf hineinfallen und ſich größere
Koſten r ſich erſt vergewiſſern, was es mit der An
preiſung auf ſich hat.

Jn einem zweiten Jnſerat, auch in den Neuſten Nachrichten,
heißt es wieder:

„Exiſtenz für Frauen. Schon mit Mk. 3--400 barem
Gelde gründe ich Frauen, welche einen lohnenden Erwerb
ſuchen, allerorts eine rentable Exiſtenz, welche nachweislich
nach meiner Organiſation monatlich Mk. 3-400 abwirſt.
Branchenkenntniſſe nicht erforderlich.“

Hier verlangt ein „edler Menſchenfreund' ſchon 3-400 Mk.
Anlagekapital, mit dem er dann den hilfeſuchenden Frauen eine
„rentable Exiſtenz“ gründen will, bei der ſie dann 3-400 Mk.
monatlich, alſo jährlich 3600 Mk. mindeſtens verdienen ſollen.
Wir widerholen: Seid vorſichtig! Und wenn es hier Leute gibt,
die auf dieſe Jnſerate in den bürgerlichen Zeitungen Haare ge-
laſſen haben, ſo erſuchen wir ſie, uns davon zu benachrichtigen,

damit wir die Dinge einmal gehörig annageln können, zur War-
nung für Leichtgläubige.

Ein drittes Jnſerat lautet
„Wir ſuchen zum Alleinvertrieb eines geſetzlich geſch.

HaushaltMaſſenartikels rührige Vertreter für Zeitz und
Umgegend und bieten gute Exiſtenz. Verdienſt monatlich
300 Mk. und mehr. Artikel in jedem Haushalt unent-
behrlich. Für Lager 200 Mk. erforderlich.“

Alſo auch hier 3600 Mk. Mindeſtverdienſt bei 200 Mk. Anlage-
kapital. Seid vorſichtig!

Zeitz, 22. Auguſt. Viehbeſtand im Zeitzer Kreiſe. Am
1. Dezember 1909 war eine außerordentliche Viehzählung im
p Kreiſe. Dieſelbe ergab bei 3999 viehhaltenden Haus
altungen einen Beſtand von 2911 Pferden, 14876 Stück Rind

vieh, 3942 Schafen und 19 253 Schweinen.

Zeitz, 22. Auguſt. Zwei Unglücksfälle ereigneten ſich
am Freitag. Jn der Schokoladenfabrik von F. A. Oehler kamder Arbeitsburſche Klemm mit der linken Hand in eine Maſchine
und verletzte ſich den Daumen ſchwer, ebenſo erhielt die Hand
mehrere Fleiſchwunden. Der Dachdecker Eilert aus der Poſaer-
ſtraße, der an derſelben Oehlertſchen Fabrik mit Arbeiten beſchäf
tigt war, ſtürzte von einer hohen Leiter. Er fiel von dieſer Leiter
n und erlitt mehrere innere Verletzungen. Eilert wurde ins

ankenhaus gebracht.

Naumburg, 22. Auguſt. Aus dem Stadtparlament. Erneut
aneinander geraten ſind der Magiſtrat und Herr Becker. Bürger
meiſter Reisbrodt hatte dem Oberbürgermeiſter gemeldet, daß in
einer gemiſchten Kommiſſionsſitzung auf eine Bemerkung des
Bürgermeiſters, es berühre ihn unangenehm, daß die Stadt
verordneten in ihren Monita am Etat ſtets geſetzt hätten „muß“,
Becker erklärt habe: „Das haben Sie dem Herrn Landrat zu
danken, der uns ausdrücklich dieſen Rat gegeben hat, da der
Magiſtrat bei dem Etat alles bewilligen müſſe“. Der Ober-
bürgermeiſter hatte dieſe Meldung dem Landrat zur Rückäußerung
überſandt und dieſer hatte geantwortet, daß er ſich nicht entſinne,
mit B. ein derartiges Geſpräch geführt zu haben. Jedenfalls
habe er einen ſolchen Rat nicht erteilt. Dieſen Schriftwechſel ließ
der Magiſtrat in der Stadtverordnetenſitzung bekanntgeben. Der
Stadtverordnete B. gibt zu, eine ähnliche Aeußerung getan zu
haben, aber der Nachſatz: „Da der Magiſtrat beim Etat alles
bewilligen müſſe“, ſei vom Bürgermeiſter verhört worden, er habe
nur geſagt, daß nach dem Ausſpruch des Landrats bei Beſchlüſſen
anſtatt „ſoll' das Wort „müſſen“ zu ſetzen ſei, da dieſes viel
zwingender wäre, und behauptet weiter, daß der Landrat tatſächlich
eine ſolche Aeußerung getan habe. Die zwiſchen der



Behauptung des Bürgermeiſters und der des Stadtverordneten
Becker iſt gar nicht ſo groß; viel ere Differenzen beſtehen

dem Landrat und Becker. Auf welcher Seite hier die
ahrheit liegt, das iſt die Hauptſache. Stadtv. Bartholomäi

ſchlägt vor, anläßlich der 40 jährigen Wiederkehr des Sedantages
für Veteranen 300 Mk. aus dem Stadtſäckel zu bewilligen. Dem
wird zugeſtimmt. Durch Zwangsetatiſierung iſt das Gehalt der
ſtädtiſchen Beamten erhöht worden; ſchon die Gehaltserhöhung
der Polizei Exekutivbeamten belaſtet den Etat um mehr als
12500 Mk. Dieſe Zwangsmaßnahme wird durch Klage angefochten
werden. Die Friedhofsordnung ſoll einen Nachtrag erhalten,
nach welchem auch AſchenUrnen beigeſetzt werden können. Ge
bühren bezw. Beſtattungskoſten ſind wie bei Erbbegräbniſſen.
Da gewünſcht wird, in einer Grabſtelle mehrere Urnen beiſetzen
zu können, wird die Vorlage vertagt. Den Kirſchberg hinaufſoll eine Straße geführt werden, die bei 175 m Länge 21000 Mk.
koſten ſoll. Die erforderlichen Erdbewegungsarbeiten werden im
Submiſſionswege vergeben. An dieſer Straße wünſcht der
Stadtbaurat Schröter eine Bauſtelle zu kaufen, er ſoll 16 Mark
zahlen. Ein Preis, welcher hier ſelten erzielt wird.

Dann gelangte wieder einmal der Krankenhaus- Neubau
zur Verhandlung. Man könnte dem Referenten, Stadtv. Becker,
dankbar ſein, wenn er durch ſeinen Vortrag über die Geſchichte
eines Krankenhausbaues nicht ungewollt feſtgeſtellt hätte, wie
es die Stadtväter verſtanden haben, die Sache vier Jahre lang
hinzuziehen. Seit dieſer Zeit betreibt der Magiſtrat den Kranken-
hausbau. Vor vier Jahren beſchloſſen unſere Stadtväter: „Es
wird kein Krankenhaus gebaut.“ Seit jener Zeit ſind bis dato
den Stadtverordneten eine Anzahl Vorlagen in den verſchiedenſten
Preislagen von 140 000 bis 273 000 Mk. gemacht worden, und
keine hat Gnade vor den Augen unſerer Stadtväter gefunden.
Man iſt eben innerlich der Meinung: „Es wird keins ge-
baut.“ Jetzt läßt ſich das aber nicht mehr ſo offen ausſprechen,
denn inzwiſchen ſind die Zuſtände im ſtädtiſchen Krankenhauſe
immer unhaltbarer geworden und die Regierung hat die Stadt-
verwaltung dieſerhalb wiederholt ermahnt und gerügt. Deshalb
haben unſere Stadtväter die jetzige Vorlage (Koſtenanſchlag 240 000
Mark) nicht direkt abgelehnt, ſondern dieſelbe unter Beigabe von

zehn Theſen in welchen über hunderterlei Fragen Antwort
gefordert wird, an den Magiſtrat zurückgegeben. Ehe der Magiſtrat
all dieſe Nüſſe geknackt hat, dann iſt wieder ein Jährchen um,
und dann nun dann wird dieſe Frage noch nicht genügend
geklärt ſein, eine andere Frage noch einmal nachgeprüft werden
müſſen und wenn es nichts mehr aufzuklären, zu kalknlieren und
nachzuprüfen gibt, dann endlich wird die Vorlage abgelehnt
und dem Magiſtrat anheim gegeben, eine andere Vorlage zu machen,
wo dann das Spiel von vorn beginnen kann. Dieſen Werde- und
Untergang haben faſt alle diesbezüglichen Vorlagen durchgemacht.
Unſere Stadtväter ſind wirklich geſchickte Leute, man kann in dieſer
Beziehung von ihnen lernen.

Rasberg, 22. Auguſt. Geſperrt für Kraftwagen und -Räder
ſind die Dorfſtraße von der Schule bis an den Kommunikations-
weg nach Kuhndorf und die Nebenſtraße von der Brauerei bis
zur Kirche. Befahren dürfen dieſe Straßen nur die Kraftfahrzeug-
beſitzer, die in dieſen Straßen ihren Wohnſitz haben. Dieſelben
dürfen dann aber nur langſam fahren.

Streckau, 19. Auguſt. Expedient geſucht. Wie aus dem
heutigen Jnſerat erſichtlich, ſuchen wir zum 1. Oktober einen neuen
Expedienten und zwei Austräger. Genoſſen, welche ſich um dieſe
Poſten bewerben, haben ſich bis zum 4. September ſchriftlich beim
1. Vorſitzenden zu melden. Bemerkt ſei, daß Kinder zum Zeitungs-
tragen nicht mit benutzt werden dürfen.

Eisleben, 22. Auguſt. Die Frau und die Politik. Ueber
dieſes zeitgemäße Thema ſprach hier kürzlich in einer öffentlichen
Frauenverſammlung Genoſſin Rühle-Halle. Die Referentin ver-
ſtand es, den anweſenden Fraueu klar vor Augen zu führen, wie
notwendig es iſt, daß die Frauen ſich auch um die Politik
kümmerten, weil ſie die erſten wären, die es zu ſpüren bekämen,
wenn immerzu auf Lebensmittel neue Steuern gelegt würden.
Weiter kam ſie auf das Dienſtboten Elend zu ſprechen und legte
durch verſchiedene Beiſpiele dax, wie notwendig es ſei, daß ſich die
Dienſtmädchen organiſieren. Da in Halle auch ein Dienſtmädchen
Verband beſtehe, der bereits gute Erfolge zu verzeichnen habe, ſo
mögen die Frauen der Mansfelder Gegend ihre Töchter, die nach
Halle als Dienſtmädchen gehen, auffordern, dem Verbande bei-
zutreten. Nach einem zündenden Apell zum Anſchluß an die

Organiſation wurde die impoſante Verſammluug geſchloſſen. Eine
Menge Frauen meldete ſich als Mitglieder zum Sozialdemo-
kratiſchen Verein.

Ahlsdorf, 19. Auguſt. Durch den ungeheuren Terro-
rismus, der jetzt ſeitens der Mansfelder Gewerkſchaft auf die
Arbeiter ausgeübt wird, ſcheinen ſich verſchiedene Geſchäftsleute
von hier, und hauptſächlich deren Frauen, berufen zu fühlen, das
Nötige mit beizutragen, um die Arbeiter ängſtlich zu machen. Wir
würden uns ja mit dieſen Perſonen nicht befaſſen, wenn ſich nicht
verſchiedene Bergleute hätten ins Bockshorn jagen laſſen. Jhre
ganze ohnmächtige Wut richtet ſich hauptſächlich gegen das Volks-
blatt und den Konſum-Verein. Kündigungen der Arbeiter werden
immer ſchon vorher in den Läden der Krämer vorgenommen.
Dieſe Krämersfrauen ſcheinen überhaupt ſehr gute Beziehungen zu
manchen Beamten der Mansfelder Gewerkſchaft zu haben]! Es
iſt tatſächlich ſchon eingetroffen, daß Arbeiter entlaſſen worden
ſind, die von dieſen klatſchſüchtigen Perſonen vorher genannt
waren. Dieſe Klatſchmäuler ſcheinen gar nicht zu wiſſen, daß ſie
dadurch in die Reihe jener elenden Sorte von Menſchen, in die
Reihe der Denunzianten rücken. Dieſe Geſchäftsleute hätten doch
allen Grund und Urſache, ſich mit den Arbeitern zuſammenzu-
ſchließen, weil die Arbeiter in der Hauptſache doch ihre Ernährer
ſind. Sie beweiſen durch ihre ſchmierigen Angebereien, auf
welchem geiſtigen Niveau ſie ſtehen. Jhr Arbeiter, laßt euch durch
derartige Geſpräche nicht irre führen, leſt ruhig eure Arbeiter-
preſſe und holt auch eure Waren im Konſum-Verein. Denn es
wäre traurig um euch beſtellt, wenn ihr euch ſo einſchüchtern ließet.
Gebt denen, die gegen euch ſind, die gebührenden Antworten,
dann werdet ihr euch auch Achtung verſchaffen.

Eilenburg, 22. Auguſt. Der überfallene Arbeitswillige.
Die Neueſten Nachrichten verbreiteten vor einigen Tagen eine
Räubergeſchichte, wonach ein Arbeitswilliger der Dermatoidwerke,
aus Magdeburg ſtammend, auf dem Wege zur Fabrik überfallen
und mit dem Meſſer bearbeitet worden ſein ſoll. Unſere Ver
mutung, daß es ſich um eine Flunkerei des Arbeitswilligen handelt,
der den Ueberfall fingiert hat, um gewiſſe Zwecke damit zu ver
folgen, beſtätigt ſich in vollſtem Maße. Dasſelbe Blatt, daß die
Ueberfall Schwindelei in die Welt geſetzt hat, muß ſich nun dazu
bequemen, der Wahrheit die Ehre zu geben durch folgende Notiz:

„Die von der Polizeibehörde angeſtellten Nachforſchungen
haben ergeben, daß ein Ueberfall als ausgeſchloſſen an-
zuſehen iſt. Der aus Magdeburg ſtammende Arbeiter, der, wie
nunmehr feſtgeſtellt worden iſt, ſich den Schnitt mit dem
Meſſer in den Rock ſelbſt beigebracht hat, erfand die
Lügengeſchichte deshalb, weil er an dem fraglichen Nachmittag
die Arbeit mehrere Stunden geſchwänzt hatte.“

Wirklich ein Muſterexemplar von einem Arbeitswilligen. Er
ſtammt aus Magdeburg, iſt alſo ein Landsmann des „nationalen“
Arbeiterſekretärs Franke. Das beſagt alles! Die dortige gelbe
Schule kann wirklich ſtolz ſein auf ihre Jünger. Mit ſolchen
Mitteln will man ehrlichen Arbeitern den Kampf ums Daſein
erſchweren!

Sandersdorf, 22. Auguſt. Gemeindevertreter- Sitzung.
Die Arbeiten zum Neubau des Gemeindehauſes wurden ſämtlich
an Bitterfelder Meiſter vergeben. Ferner wurde beſchloſſen ein
Telephon einzubauen. Das Geſuch der Grube Ferdinand II, die
Friedhofsmauer auf der Nordſeite niederlegen zu dürfen, wurde
abgelehnt, die Mauer ſoll nicht niedergelegt werden. Bei dem
Geſuch des die diesjährige „Sedanfeier“ zu einem
allgemeinen Volks und Kinderfeſt zu geſtalten und hierzu eine
Beihilfe von 300 M. aus der Gemeindekaſſe zu bewilligen, ent
ſpann ſich eine rege Debatte, da ſich einige Vertreter nach den

ſind, wogegen Brandenburg,

nicht überzeugen konnten. Bewilligt wurden zu einem
allgemeinen Kinderfeſt“, welches am 4. September ſtattfinden
a e Begründungen von der 1 Ausgabe

8bewelchem dem Hau ſieſoll. Ein früherer Beſchluß, na
Bayer erlaubt war, ſeine Abwä
Sammelbaſſins der Waſſerhaltung a

Annaburg, 21. Auguſt. er et de Jm Saale

er in das Abflußrohr
zuleiten, wurde aufgehoben.

von Becks Gaſtwirtſchaft, der nunmehr der Arbeiterſchaft zur
Verfügung ſteht, fand geſtern (Sonnabend) die erſte Volksver
ſammlung ſtatt. Sie erfreute ſich eines guten Beſuchs. Arbeiter
ſekretär Kleeis aus Halle ſprach über: Die Sozialpolitik
des Deutſchen Reiches. Seine Ausführungen fanden leb-
haften Beifall. Zum Schluß forderte der Vorſißende der Ver
ſammlung die Anweſenden auf, die Partei nach Kräften zu unter
ſtützen, insbeſondere Mitglied des Sozialdemokratiſchen Vereins

ginge Zum Streik der MetallarbeitNeinsdorf, 22. Auguſt. Zum Streik der Metallarbeiter
in den Weſtfäliſch- Anhaltiſchen Sprengſtoffwerken.
Die Situation des Streiks iſt bis jetzt unverändert, Arbeitswillige
ſind noch nicht zu verzeichnen; doch ſucht jetzt die Firma in
hieſigen Lokalblättern Arbeitswillige, im übrigen ſchweigt ſie ſich
völlig aus, was ſonſt bei anderen Arbeitseinſtellungen nicht der
Fall iſt. Man will dadurch die Bürger von Wittenberg nicht auf
die horrenden Löhne, welche die Firma den Metallarbeitern und
auch den übrigen Arbeitern des Betriebs (27 Pf. Anſangslohn)
zahlt, aufmerkſam machen. Es macht ſich ſo ſchön, von der Be-
gehrüchkeit der Arbeiter zu reden. Auch haben ſich die zuſtändigen
Behörden veranlaßt geſehen Pits Gendarmen nach dem „Kriegs-
ſchanplatz' zu entſenden, jedenfalls zum Schutze der Streikpoſten,
denn ſonſt bekommt man dort niemanden zu ſehen. Außerdem
ſcheint man einen großen Ueberfluß an Beamten zu haben, denn
ſonſt würden dieſelben nicht von morgens “/26 Uhr bis abends
8 Uhr den Weg vor der Fabrik auf und ab gehen und ſich lang
weilen.

Allerlei.
Todesſtürze aus den Lüftte n.

Rom, 21. Auguſt. Ueber den Tgerſure des Militäraviatikers
Vivaldi Pasqua in der Nähe von Ponte Galera wird gemeldet:
Der Unfall erfolgte in dem Augenblick, als ein Schnellzug in
unmittelbarer Nähe vorbeifuhr. Der Zug wurde ſofort u
Stehen gebracht. Mehrere Perſonen ſtürzten nach der Unfall-
ſtelle und fanden den Aviatiker tot unter ſeinem Apparat liegen.
Der Zug ſetzte ſeine Fahrt fort. Ein Paſſagier blieb bei der
Leiche. Beim Eintreffen der Familie des Verunglückten an der
Unfallſtelle ſpielten ſich herzzerreißende Szenen ab. Mit Pasqua
war noch ein anderer Offizier aufgeſtiegen, welcher jedoch in
Ladispoli infolge eines Motordefektes zurückbleiben mußte. Pasqua
legte die Strecke von 45 Kilometern in einer Stunde 45 Minuten
zurück.

Brüſſel, 21. Aug. Aus Courtras wird berichtet, daß geſtern
abend 61/2 Uhr der Aviatiker de Baeder, welcher mit einem
Doppeldecker aufgeſtiegen war, aus geringer Höhe abgeſtürzt
iſt. Der Apparat wurde vollſtändig zertrümmert. Der Aviatiker
wurde ſchwer verletzt und mußte ins Hoſpital gebracht werden.
Der Abſturz erfolgte infolge Ausſetzens des Motors.

Cholera und Peſt.
Nach amtlichen Angaben ſind ſeit dem Auftreten der Cholera

in dieſem Jahre im ruſſiſchen Reiche 112 985 Perſonen an
Cholera erkrankt, von denen 50 287 geſtorben ſind.

Aber auch die Peſt wütet. Jn Odeſſa konnte ſie nicht auf
das Armenbviertel beſchränkt werden, ſondern verbreitet ſich
langſam über die ganze Stadt. Der Mangel an Aerzten wird
immer deutlicher fühlbar. Amtliche Ausweiſe ſagen, daß Drei-
viertel des Territoriums Rußland überhaupt der ärztlichen
Hilfe entbehren.

50 000 Mark erſchwindelt.
Berlin, 21. Auguſt. Ein Betrug wurde von dem 82jäh-

rigen Kaufmann Ollendorff aus Schöneberg verübt. Er
fälſchte eine Hypothek über 75 000 Mark auf ein großes Grund-
ſtück in Berlin, ließ ſie ſich in einem großen Berliner Bank-
haus mit 50 000 Mark beleihen und flüchtete ſich darauf ins
Ausland. Bisher hat man noch keinerlei Spur von dem Flüch-
tigen.

Schwere Bootsunfäülle.
Berlin, 22. Auguſt. Zwei ſchwere Bootsunfälle, bei denen

ſieben Perſonen ihren Tod fanden, haben ſich Sonntag auf der
Havel und auf der Oberſpree ereignet. Jn der Nähe von
Schildhorn kenterte auf der Havel ein mit acht Perſonen be
ſetztes Boot. Fünf der ren ſind ertrunken, drei
konnten gerettet werden. Erſt in ſpäter Abendſtunde gelang
es, zwei der Leichen zu bergen. Jn der Nähe der Abtei bei
Treptow fielen zwei junge Leute durch eigene Unvorſichtigkeit
von einem Motorboot über Bord und ertranken. Die Leichen
konnten bisher noch nicht geborgen werden.

Von der Luftſchiffahrt.
Friedrichshafen, 22. Auguſt. Die Fahrt des Luft-

ſchiffs L. Z. 7, das geſtern bei der Luftſchiffhalle in Oos bei
Baden landete, war vom denkbar ſchönſten Wetter begünſtigt.
Die Fahrt des Luftſchiffes ging auf direktem Wege über
Ueberlingen, Tuttlingen dem Rhein entlang. Um 10.30 Uhr
traf das Luftſchiff über Baden-Baden ein. Es hatte die etwa
200 Kilometer lange Strecke in 412 Stunden, alſo mit einer
Durchſchnittsgeſchwindigkeit von 45 Kilometer in der Stunde
zurückgelegt.

Frankfurt a. M., 22. Auguſt. Jn dem großen deutſchen
Ueberlandflug- Wettbewerb hatten zwei Aviatiker am Sonntag
volle Erfolge. Jeannien und Lochner haben geſtern die Be
dingungen der Konkurrenz erfüllt. Jeannin ſtieg in Frankfurt
früh um 5.59 Uhr auf und landete glatt um 7.45 Uhr in
Mannheim. Lochner ſtartete in Frankfurt um 5408 Uhr und
landete nach zwei Zwiſchenlandungen um 9.27 Uhr glücklich in
Mannheim.

Paris, 21. Auguſt. Das Journal kündigte in einem
Artikel. betitelt Das Luftſchiff, ein Jnſtrument des Friedens,
an, daß für 1911 ein internationaler Rundflug für
Luftſchiffe von Paris über Berlin-Brüſſel London
und zurück ſeinerſeits organiſiert wird. Es wird deshalb den
franzöſiſchen Luftſchifferklub erſuchen, die ſportlichen Direk-
tionen in Frankreich und die Sportgeſellſchaften in Deutſch
land, Belgien und England zu bitten, die Leitung in den betr.
Ländern übernehmen zu wollen. Das Journal ſchreibt zu
dieſem Zweck Preiſe in Höhe von 250 000 Frank in bar aus.

Wohl bekomm's!
Bekanntlich wird in den Branntwein allerlei Dreckzeug

hineingepantſcht, das in den Brauereien „abfällt“. Dieſe
ekligen Ueberreſte würden das Vier verderben, aber als Zuſatz
zum Schnaps ſind ſie lange friſch.

Wie die jüngſte Statiſtik ergibt, ſind im Betriebsjahre
1908-1909 in Deutſchland zur Branntweinerzeugung nicht
weniger als 88640 Hektoliter Brauereiabfälle „ver-
arbeitet“ worden! Den Vogel ſchießt das Königreich Preußen
ab mit 32 730 Hektoliter, wobei zu bemerken iſt, daß nur Hohen-
zollern und die fünf Provinzen Hannover, HeſſenNaſſau,
Rheinland Weſtfalen und i in die Statiſtik einbezogen

Pommern Poſen uſw. noch fehlen,
ſo daß alſo, wenn dieſe Junker-Provinzen hinzukommen, an
200 000 Hektoliter Dreck und Speck im Jahre 1908-1909
in den deutſchen Fuſel hineingemanſcht ſein werden, zumal
wenn man die 27692 Hektoliter Gemiſch von Bierneigen und
Brauereiabfällen hinzurechnet, die im Berichtsjahr in Bayern
außer den in der Statiſtik aufgeführten 17562 Hektoliter bloße
„Brauereiabfälle“ zu Branntwein „verarbeitet“ worden ſind.

Jm einzelnen werden in der intereſſanten Statiſtik aufge-
führt: 13692 Hektoliter umgeſchlagenes Bier, Tropfbier
und „ſonſtige“ (1!) Bierrückſtände und 17 948 Hektoliter „ſon
ſtige“ Brauerei-Abfällel!

Dieſe Statiſtik arbeitet, r um die Fuſelbrenner
u ſchonen und den Schnapstrinkern den Appetit an ihrem Sauz t en u verekeln, c jeher mik den beſchönigenden
usdrücken „A fäle „Rückſtände“, „ſonſtig“ uſw. enn hier

einmal durch eine bis ins einzelne gehende Statiſtik die volle
Wahrheit aufgedeckt würde, dann dürften i Schnaps
trinker in hellen Haufen von dem ekligen Gemiſch abwenden.
Einſtweilen kann man ihnen nur zurufen: Guten Appetinl

àLette Nachrichten und Depeſchen.
Auch in helſen „geſiegt“:

Jn Gießen hielt geſtern die Parteiorganiſation für
Heſſen ihren Parteitag ab, auf dem Buſold (der Abg. für
Friedberg) über die badiſche Budgetbewilligung referierte. Er
ſtellte feſt, daß ſie ein Diſziplinbruch ſei, den die Badenſer un
geſchehen zu machen hätten, ſagte aber ſchließlich, daß die Nürn
berger Reſolution doch unzweckmäßig ſei. Der Parteitag ließ
hierauf den Abg. Dr. David als Korreferenten zu, der das
Vorgehen der Badenſer natürlich verteidigte. Niederwerfung
des ſchwarzblauen Blocks ſei die Hauptſache, darum dürfe man
auch nicht zurückſchrecken vor einer Unterſtützung
der nichtagrariſchen Liberalen. David brachte
folgende Reſolution in Vorſchlag:

„Die Frage der Budgetbewilligung kann nur eine Frage
der Taktik ſein. Da ſich die Taktik aber nach den jeweiligen
inneren politiſchen Verhältniſſen der verſchiedenen Bundes-
ſtaaten zu richten hat, ſo iſt eine Regelung durch Partei-
tagsbeſchluß un zweckmäßig und müſſe immer wieder zu
ſchweren Differenzen innerhalb der Geſamtpartei führen.
Die heſſiſche Landeskonferenz hält darum den Beſchluß des
Nürnberger Parteitages für verfehlt und erachtet es im
Intereſſe der Einheit der Partei für erforderlich, daß der
Nürnberger Beſchluß auf gehoben werde und die Ent-
ſcheidung den Landesorganiſationen überlaſſen bleibt.“
Schließlich wurde nach lebhafter Diskuſſion die Reſolution

Dr. Davids mit achtundvierzig gegen dreißig
Stimmen angenommen.

Reichstagskandidatur.
Auf der Kreiskonferenz für Braunſchweig wurde der

Genoſſe Wilhelm Blos wieder als Reichstagskandidat auf-
geſtellt. Er erklärte, daß ihm die Kandidatur für Pforz-
heim (die Genoſſe Eichhorn niederlegt) angeboten worden,
daß er aber ſeinem alten Wahlkreiſe treu bleibe.

Beitragserhöhung.
Die General- Verſammlung der Parteigenoſſen von Groß-

Berlin ſtimmte geſtern der vom Vorſtande beantragten Bei-
tragserhöhung im Prinzip zu und überwies die praktiſche
Durchführung den Wahlkreiſen.

Briefßalten der Redaktion.
E. H., Teuchern. Nichts eingegangen.
ar Der Brief war wieder mit Strafporto belaſtet.
A. Sch. 1000. Gewiß müſſen Sie es nun abnehmen.
Sch., Zeitz. Zur Ausübung des Berufes eines Markt- und

Meßreiſenden bedarf es eines Wandergewerbeſcheines.
R. Sprechſtunden der Redaktion täglich von /212 /21 Uhr.

Quittung.
Eisleben. Für Parteizwecke gingen ein: Von A. W. aus

Alsleben 1,00 Mk. Joh. Stelzer.
errrrrreeeeceererereeeeeeeeeeeeeeeeArbeiter Sekretariat, Halle a. S.,

Harz 42/43, Hof, 2 Treppen.
nur Wochentags von 11/2-1/2 Uhr und abends vonSprechſtueden 58 z Sonnabend nachmittags und Sonntags

geſchloſſen. Telephon Nr. 1541.

Sprechſtunde der Redaktion von 112 bis 21 Uhr.

Viele Säuglinge ſchreien oft Tage und Rächte, weil ſie durch
Blähungen geſtört werden, welche durch die in groben Klumpen
gerinnende Kuhmilch im Darme der Kinder verurſacht wird. Gibt
man als Nahrung einen Zuſatz von „Kufeke“ zur Milch, ſo
wird deren Gerinnung feinflockiger und die Kiuder erfreuen ſich
wieder eines ruhigen Schlafes und gedeihen vorzüglich.
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